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1 Einleitung 

„Das weltweite Artensterben schreitet bereits jetzt zehn- bis einhun-

dertmal schneller voran als im Durchschnitt der letzten zehn Millio-

nen Jahre, und es beschleunigt sich immer mehr.“1 Schon das Ver-

schwinden einer einzelnen (Schlüssel-)Art kann weitreichende Aus-

wirkungen auf das Ökosystem und die damit verbundenen Ökosys-

temleistungen haben.2 Das sind Dienstleistungen der Natur für den 

Menschen, sie bilden die Basis für dessen grundlegende Bedürf-

nisse wie Wasser, Nahrung und Sauerstoff.3 Die Biodiversität gilt 

als ihr wesentlicher Grundstein, daher hat das Artensterben unwei-

gerlich negative Konsequenzen für den Menschen.4 Nach Aussage 

des Weltbiodiversitätsrates (IPBES) gehören invasive gebiets-

fremde Arten zu den 5 direkten Triebkräften des Artensterbens.5 So-

mit ist für das globale Problem eine weitgreifende Regelung für den 

Umgang mit invasiven gebietsfremden Arten erforderlich. Im Rah-

men dieser Diplomarbeit möchte ich in Deutschland geltende Rege-

lungen bezüglich invasiver Arten aufzeigen. Da sich diese nicht auf 

eine einzige Rechtsgrundlage beschränken, bietet diese Arbeit ei-

nen Überblick über die wichtigsten Bestimmungen und legt ihren 

Fokus auf invasive Arten im Rahmen der Einfuhr und wichtige Maß-

nahmen, die gegen eine Einbringung, Verbreitung und Etablierung 

getroffen werden können. Schwerpunkt bilden dabei die invasiven 

Arten, die auf der Unionsliste der IAS-VO gelistet sind. 

                                                

1 IPBES-Sekretariat, Globales Assessment der biologischen Vielfalt und Ökosys-
temleistungen (2019), S. 26. 
2 Guillot, Verlust der Biodiversität, <https://www.europarl.eu-
ropa.eu/news/de/headlines/society/20200109STO69929/verlust-der-biodiversitat-
ursachen-und-folgenschwere-auswirkungen?at_campaign=20234-Green&at_me-
dium=Google_Ads&at_platform=Search&at_crea-
tion=DSA&at_goal=TR_G&at_audience=&at_topic=Biodiversity&gclid=EAIaIQob-
ChMIjImRoea-gAMVQgKLCh2cPgBfEAMYASAAEgLZYfD_BwE> (zuletzt abgeru-
fen am 02.08.23). 
3 Umweltdachverband, Ökosystemleistungen, <https://www.umweltdachver-
band.at/themen/naturschutz/biodiversitaet/oekosystemleistungen> (zuletzt abge-
rufen am 02.08.23). 
4 Umweltdachverband, Ökosystemleistungen, <https://www.umweltdachver-
band.at/themen/naturschutz/biodiversitaet/oekosystemleistungen> (zuletzt abge-
rufen am 02.08.23). 
5 IPBES-Sekreteriat, Globales Assessment der biologischen Vielfalt und Ökosys-
temleistungen (2019), S. 27. 
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2 Hintergrund Artenschutz 

2.1 Abgrenzung GA – IGA 

Da nicht jede Art, die in ein neues Gebiet kommt, auch gleich eine 

gebietsfremde Art ist, muss zunächst der Unterschied zwischen ein-

heimischen und gebietsfremden Arten kenntlich gemacht werden. 

Grundlegend wird eine „Art“ in der Systematik der Tiere und Pflan-

zen als eine Gruppe von Individuen definiert, die in ihren wesentli-

chen Merkmalen übereinstimmen und fortpflanzungsfähige Nach-

kommen zeugen können.6 Unter einheimischen Arten versteht man 

Arten, die in einem Lebensraum entstanden sind und sich im Laufe 

der Zeit an ihre Umwelt und an andere Arten anpassen konnten.7 

Deren Ausbreitung wird prinzipiell durch biogeografische Barrieren 

wie große Gebirgszüge, Gewässer oder zu kalte Jahreszeiten be-

grenzt.8 Die Verbreitung, zu der die Arten selbstständig im Rahmen 

dieser Grenzen in der Lage sind, wird als natürliche Ausbreitung 

bezeichnet.9 Im Durchschnitt ist die natürliche Ausbreitungsge-

schwindigkeit der Arten eher gering, oft beträgt sie wenige hundert 

Meter pro Generation.10 Die Einwanderung von Arten gilt grundsätz-

lich als natürlich, wenn sie das Gebiet selbstständig, also ohne 

menschlichen Einfluss erreichen.11 

Im Gegensatz dazu wurden gebietsfremde Arten beabsichtigt, bei-

spielsweise als Nutzpflanze oder Jagdwild, oder unbeabsichtigt als 

blinder Passagier in andere Gebiete eingeführt.12 Die Bezeichnung 

als „gebietsfremd“ erfordert eine große geografische Distanz, aus 

europäischer Sicht stammt die Art daher oft von außerhalb des Kon-

tinents.13 Ihre Ausbreitung weist in den neuen Gebieten 3 Merkmale 

auf: sie erfolgte durch den Menschen, innerhalb sehr kurzer Zeit-

räume und überwindet biogeografische Grenzen.14 Bereits durch 

den Beginn des Ackerbaus in der Jungsteinzeit erfolgte die 

                                                

6 Cornelsen, DUDEN „Art“, <https://www.duden.de/rechtschreibung/Art> (zuletzt 
abgerufen am 21.07.23). 
7 Nentwig, Invasive Arten, S. 8. 
8 Nentwig, Invasive Arten, S. 9. 
9 Nentwig, Invasive Arten, S. 9. 
10 Nentwig, Invasive Arten, S. 10. 
11 Nentwig, Invasive Arten, S. 10. 
12 BfN, Was sind Neobiota? Was sind invasive Arten?, <https://neobi-
ota.bfn.de/grundlagen/neobiota-und-invasive-arten.html> (zuletzt abgerufen am 
28.06.23). 
13 Nentwig, Invasive Arten, S. 13. 
14 Nentwig, Invasive Arten, S. 10. 
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Einbringung und Etablierung von GA in Mitteleuropa.15 Doch erst 

die Entdeckung Amerikas 1492 und die damit einhergehende Zu-

nahme von Handel und Verkehr ermöglichte die Verbreitung von GA 

in kurzer Zeit und über biogeographische Barrieren hinweg.16 Alle 

Arten, die vorher in ein bestimmtes Gebiet eingebracht wurden, wer-

den als Archäobiota bezeichnet und traditionell den einheimischen 

Arten gleichgestellt.17 Die GA, die mit dem verstärkten Güteraus-

tausch seit der Entdeckung Amerikas eingebracht wurden, werden 

als Neobionten bezeichnet und in Neophyten (gebietsfremde Pflan-

zen), Neozoen (gebietsfremde Tiere) und Neomyzeten (gebiets-

fremde Pilze) unterteilt.18 

Nicht jeder Neobiont, der in ein neues Gebiet eingebracht wird, kann 

sich dort auch dauerhaft in der Natur etablieren.19 Vor allem für Ar-

ten, die unbeabsichtigt verschleppt wurden, ist der neue Lebens-

raum oft ungeeignet, sodass diese wieder aussterben.20 Bei Spe-

zies, die aus Regionen mit ähnlichen klimatischen Bedingungen 

stammen oder wenig spezielle Ansprüche haben, ist die Wahr-

scheinlichkeit der Ansiedlung höher.21 Treten die Arten vorerst nur 

gelegentlich und zerstreut auf, werden sie als unbeständige Arten 

bezeichnet, denn erst wenn sich die Arten über mehrere Generati-

onen hinweg und vom Menschen unabhängig vermehren, gelten sie 

als etabliert.22 Nicht immer führt die Ansiedlung auch zu Problemen, 

teilweise können GA auch eine Bereicherung für den Lebensraum 

darstellen. So sind beispielsweise Neophyten wie die Kupferfelsen-

birne zu einer wichtigen Nahrungsgrundlage für Vögel geworden.23  

Nur wenige der GA gefährden im neuen Einbringungsgebiet die bi-

ologische Vielfalt, verursachen wirtschaftliche Schäden oder stellen 

eine Gefahr für die menschliche Gesundheit dar.24 Diese problema-

tischen Arten werden als invasive Arten bezeichnet. 

                                                

15 BfN, Was sind Neobiota? Was sind invasive Arten?, <https://neobi-
ota.bfn.de/grundlagen/neobiota-und-invasive-arten.html> (zuletzt abgerufen am 
28.06.23). 
16 Nentwig, Invasive Arten, S. 11, 13. 
17 BfN, Glossar, <https://neobiota.bfn.de/glossar.html> (zuletzt abgerufen am 
29.06.23). 
18 BfN, Glossar, <https://neobiota.bfn.de/glossar.html> (zuletzt abgerufen am 
29.06.23); Nentwig, Invasive Arten, S. 13. 
19 Nentwig, Invasive Arten, S. 14. 
20 Nentwig, Invasive Arten, S. 15. 
21 Nentwig, Invasive Arten, S. 18. 
22 BfN, Was sind Neobiota? Was sind invasive Arten?, <https://neobi-
ota.bfn.de/grundlagen/neobiota-und-invasive-arten.html> (zuletzt abgerufen am 
28.06.23). 
23 BAK Naturschutz/Klöser, Standpunkt Neobiota (2015), S. 16. 
24 Nentwig, Invasive Arten, S. 14. 
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2.2 Probleme durch IGA 

Die invasiven gebietsfremden Arten gelten weltweit als zweitgrößte 

Gefährdung für die biologische Vielfalt.25 Vor allem durch ihr plötzli-

ches Auftauchen fehlt den einheimischen Spezies oft die Zeit, sich 

evolutiv an die Neobionten und die damit einhergehenden Probleme 

anzupassen.26 Zunächst treten sie mit den einheimischen Arten di-

rekt in Konkurrenz um Lebensraum und Ressourcen.27 Weisen sie 

dafür vorteilige Eigenschaften auf, führt dies zur Verdrängung oder 

zum Aussterben einheimischer Arten.28 Weiterhin können die IGA 

als Fressfeind eine Gefahr darstellen: z.B. hat der Marderhund als 

Allesfresser ein breites Nahrungsspektrum und im Gegenzug auf-

grund seiner Größe nur wenige natürliche Feinde.29 Die Etablierung 

amerikanischer Flusskrebse zeigt ein weiteres Problem auf, sie sind 

Überträger einer hochinfektiösen Pilzerkrankung, der „Krebspest“.30 

Diese führte bereits zum Zusammenbrechen heimischer Fluss-

krebspopulationen, wohingegen die Neozoen dagegen immun 

sind.31 Folglich sind einige IGA gefährlich, weil sie Krankheiten oder 

Organismen übertragen können, die den einheimischen Arten scha-

den oder wenn die Arten selbst Parasiten sind.32 Können sich die 

Neobionten mit den einheimischen Arten fortpflanzen, besteht die 

Gefahr der Hybridisierung.33 Das führt zu einer langsamen geneti-

schen Veränderung, aus der die Ersetzung der heimischen Art fol-

gen kann.34 Damit zeichnen sich IGA durch einen negativen Einfluss 

auf Ökosysteme (z.B. durch die Veränderung von Vegetationsstruk-

turen) und die dort ablaufenden Prozesse aus.35 Zudem führen die 

                                                

25 BfN, Auswirkungen, Gefahren und Bedeutung, <https://neobiota.bfn.de/grund-
lagen/auswirkungen-gefahren-und-bedeutung.html> (zuletzt abgerufen am 
28.06.23). 
26 Nentwig, Invasive Arten, S. 13. 
27 Nentwig, Invasive Arten, S. 62. 
28 BfN, Gebietsfremde und invasive Arten, <https://www.bfn.de/gebietsfremde-
und-invasive-arten> (zuletzt abgerufen am 22.07.23). 
29 Umweltbundesamt, Marderhund, <https://www.umweltbundesamt.de/marder-
hund?parent=70712#gefahrenabschatzung> (zuletzt abgerufen am 22.07.23); 
Nentwig, Invasive Arten, S. 64. 
30 Nentwig, Invasive Arten, S. 35. 
31 Regierungspräsidium Gießen, Flyer „Krebspest – tödliche Gefahr für heimische 
Krebse“, <https://natureg.hessen.de/resources/recherche/Schutzgebiete/GI/Sons-
tige/Flyer_Invasive_Krebse.pdf> (zuletzt abgerufen am 24.07.23). 
32BfN, Auswirkungen, Gefahren und Bedeutung, <https://neobiota.bfn.de/grundla-
gen/auswirkungen-gefahren-und-bedeutung.html> (zuletzt abgerufen am 
28.06.23). 
33 Nentwig, Invasive Arten, S. 67. 
34 BfN, Auswirkungen, Gefahren und Bedeutung, <https://neobiota.bfn.de/grund-
lagen/auswirkungen-gefahren-und-bedeutung.html> (zuletzt abgerufen am 
28.06.23). 
35 BfN, Auswirkungen, Gefahren und Bedeutung, <https://neobiota.bfn.de/grund-
lagen/auswirkungen-gefahren-und-bedeutung.html> (zuletzt abgerufen am 
28.06.23). 
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Schädlinge zu hohen ökonomischen Kosten, beispielsweise durch 

die Minderung von Ernten und können Krankheiten auf den Men-

schen übertragen oder Allergien auslösen.36 

2.3 Ausbreitungspfade 

Die sechs wichtigsten Einschleppungspfade sind die absichtliche 

Freisetzung, das Entweichen, die unbeabsichtigte Verschleppung 

als „blinder Passagier“ oder Schadorganismus, die Einwanderung 

durch einen Korridor und die selbstständige Einwanderung.37 Bis 

auf die selbstständige Einwanderung ist die Hauptursache dafür 

meist der Ausbau von Handel und Verkehr.38 Nach Angaben des 

BfN wurden in Deutschland die Hälfte der Neophyten und der Groß-

teil der gebietsfremden Wirbeltiere beabsichtigt eingeführt.39 Die 

Einbringung der gebietsfremden wirbellosen Tiere erfolgte in der 

Regel unbeabsichtigt.40 

Die absichtliche Freisetzung durch den Menschen ist seit langem 

verbreitet.41 Während der globalen Ausbreitung nahm dieser seine 

Haustiere, zur Bejagung geeignetes Wild, Nutz- und Zierpflanzen 

mit, um auf der ganzen Welt eine gute Lebensgrundlage zu schaffen 

und sich wohlzufühlen.42 Dabei entkamen auch viele dieser gebiets-

fremden Arten der menschlichen Obhut und etablierten selbststän-

dige Populationen in der neuen Umgebung, diese Tiere wurden oft 

als zusätzlich jagdbares Wild geschätzt.43 So entstand in der euro-

päischen Seefahrt der Brauch, Haustiere wie Pferde, Esel und Zie-

gen auf bisher unentdeckten Inseln auszusetzen um diese später 

als Jagdwild zu nutzen.44 Diese etablierten sich schnell und hatten 

bedingt auch negative Auswirkungen auf die heimischen Tier- und 

Pflanzenarten.45 Immer wieder werden auch nicht mehr erwünschte 

Haustiere freigelassen.46 Einige dieser Tiere können überleben und 

eigenständige Populationen aufbauen.47 Auch diese Neobionten 

                                                

36 BfN, Auswirkungen, Gefahren und Bedeutung, <https://neobiota.bfn.de/grund-
lagen/auswirkungen-gefahren-und-bedeutung.html> (zuletzt abgerufen am 
28.06.23). 
37 EU-KOM, Hin zu einer EU-Strategie für den Umgang mit IGA, S. 7. 
38 Köck, NuR (2015), S. 75. 
39 BfN, Ökologische Grundlagen <https://neobiota.bfn.de/grundlagen/oekologi-
sche-grundlagen.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.23). 
40 BfN, Ökologische Grundlagen, <https://neobiota.bfn.de/grundlagen/oekologi-
sche-grundlagen.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.23). 
41 Nentwig, Invasive Arten, S. 25. 
42 Nentwig, Invasive Arten, S. 25. 
43 Nentwig, Invasive Arten, S. 25. 
44 Nentwig, Invasive Arten, S. 25, 26. 
45 Nentwig, Invasive Arten, S. 26. 
46 Nentwig, Invasive Arten, S. 36. 
47 Nentwig, Invasive Arten, S. 36. 
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haben zum Teil negative Auswirkungen auf die heimische Biodiver-

sität.48 

Als blinde Passagiere oder als Schadorganismen wurden die Arten 

vielfältig unbeabsichtigt verschleppt.49 Blinde Passagiere finden 

sich u.a. in Containern und auf Schiffen.50 Einige Arten haben die 

Möglichkeit im Ruhestadium als Kokon, Puppe oder Samen zu rei-

sen und somit auch lange Transportwege zu überdauern.51 Zudem 

bergen Handelsgüter wie Erde oder Samenmischungen ein hohes 

Potential, mit Samen von gebietsfremden Pflanzen verunreinigt zu 

sein.52 Auch Ballastwasser spielt für die Verbreitung von blinden 

Passagieren und Schadorganismen eine ausschlaggebende Rolle, 

da sich durch den weltweiten Seeverkehr darin befindliche Arten 

global verbreiten können.53 

Durch den Bau von Kanälen ergeben sich Korridore, die den GA 

eine neue Möglichkeit zur Ausbreitung bieten.54 So werden ur-

sprünglich getrennte Flusssysteme und Meeresteile künstlich ver-

bunden.55 Dies eröffnet vor allem aquatischen Pflanzen und Tieren 

neue Ausbreitungspfade.56 

2.4 Aktuelle Situation und Prognose 

Nach Angaben des BfN stellt sich die aktuelle Situation in Deutsch-

land folgendermaßen dar: Bisher wurden 12.000 Arten von Neophy-

ten nach Deutschland gebracht.57 Die dauerhafte Ausbreitung ist 

aber nur wenigen Arten gelungen, meist stammen diese aus Regi-

onen mit ähnlichen klimatischen Bedingungen.58 1.600 Arten kom-

men hier in der freien Natur mindestens unbeständig vor, 440 gelten 

als etabliert, rund 40 der gebietsfremden Pflanzenarten werden als 

                                                

48 Nentwig, Invasive Arten, S. 37. 
49 Nentwig, Invasive Arten, S. 38. 
50 Nentwig, Invasive Arten, S. 38. 
51 Nentwig, Invasive Arten, S. 38. 
52 BMUV, Bekanntmachung des ersten Aktionsplans, BAnz AT 09.08.2021 B3, S. 
19f. 
53 Umweltbundesamt, Ballastwasser-Übereinkommen, <https://www.umweltbun-
desamt.de/themen/ballastwasser-uebereinkommen-keine-chance-fuer> (zuletzt 
abgerufen am 29.06.23). 
54 BMUV, Erster Aktionsplan (2021), S. 36. 
55 Nentwig, Invasive Arten, S. 47. 
56 BMUV, Erster Aktionsplan (2021), S. 36. 
57 BfN, Neobiota: Ökologische Grundlagen, <https://neobiota.bfn.de/grundla-
gen/oekologische-grundlagen.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.23). 
58 BfN, Gebietsfremde und invasive Arten, <https://www.bfn.de/gebietsfremde-
und-invasive-arten> (zuletzt abgerufen am 22.07.23). 
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invasiv bezeichnet.59 Bei den Neozoen wurden bisher 1.100 GA in 

Deutschland nachgewiesen, 319 Arten gelten davon als Archä-

ozoen und 319 als etabliert.60 Ungefähr ein Zehntel der etablierten 

Tierarten wird in Deutschland als invasive Art eingestuft.61 Bei die-

sen Zahlen handelt es sich immer um Mindestannahmen, da viele 

eingeschleppte Arten nie entdeckt werden oder bei etablierten Arten 

die tatsächliche Phase der Invasion nicht immer genau abgeschätzt 

werden kann.62 Eine große Zahl von GA wird zudem in Aquarien, 

Zoos und Terrarien gehalten oder in Gewächshäusern nachgewie-

sen, diese sind in der Regel nicht in der Freiheit überlebensfähig.63 

Seit 1850 ist ein vermehrtes Aufkommen von GA zu beobachten, 

dies wird u.a. durch die Zunahme von Handel und Verkehr sowie 

die Effekte des Klimawandels begünstigt.64 Viele dieser Arten sind 

wärmeliebend, somit kommt ein wärmeres Klima ihren Ansprüchen 

entgegen und begünstigt deren Ausbreitung.65 Prinzipiell wirken kli-

matische Veränderung auf alle Arten in einem Ökosystem, jedoch 

verfügen IGA häufig über eine hohe Anpassungskapazität, wodurch 

diese häufiger als einheimische Arten von den Lebensraumverän-

derungen profitieren.66 Auch wenn die Geschwindigkeit und Folgen 

der Ausbreitung von Neobionten nur schwer vorhersagbar sind, wird 

eine Verstärkung der Dynamiken durch den Klimawandel als wahr-

scheinlich angesehen.67 Grundsätzlich ist das Gefährdungspoten-

zial invasiver Arten in Mitteleuropa, aufgrund der langen Landnut-

zungsgeschichte und der geografischen Lage, geringer als in iso-

lierten Gebieten wie Inseln.68 Jedoch birgt die verstärkte Ausbrei-

tung im Zusammenspiel mit der Klimaerwärmung auch ein erhöhtes 

Risiko für Europa.69 Demnach ist es erforderlich, mittels rechtlicher 

                                                

59 BfN, Ökologische Grundlagen, <https://neobiota.bfn.de/grundlagen/oekologi-
sche-grundlagen.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.23). 
60 BfN, Ökologische Grundlagen, <https://neobiota.bfn.de/grundlagen/oekologi-
sche-grundlagen.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.23). 
61 BfN, Ökologische Grundlagen, <https://neobiota.bfn.de/grundlagen/oekologi-
sche-grundlagen.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.23). 
62 Nentwig, Invasive Arten, S. 17. 
63 BfN, Ökologische Grundlagen, <https://neobiota.bfn.de/grundlagen/oekologi-
sche-grundlagen.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.23). 
64 BfN, Gebietsfremde und invasive Arten, <https://www.bfn.de/gebietsfremde-
und-invasive-arten> (zuletzt abgerufen am 22.07.23). 
65 BfN, Klimawandel, <https://neobiota.bfn.de/grundlagen/klimawandel.html> (zu-
letzt abgerufen am 28.06.23). 
66 BfN, Klimawandel, <https://neobiota.bfn.de/grundlagen/klimawandel.html> (zu-
letzt abgerufen am 28.06.23). 
67 BfN, Neobiota und Naturschutz, <https://neobiota.bfn.de/grundlagen/neobiota-
und-naturschutz.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.23). 
68 BfN, Gebietsfremde und invasive Arten, <https://www.bfn.de/gebietsfremde-
und-invasive-arten> (zuletzt abgerufen am 22.07.23). 
69 BfN, Gebietsfremde und invasive Arten, <https://www.bfn.de/gebietsfremde-
und-invasive-arten> (zuletzt abgerufen am 22.07.23). 
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Regelungen Maßnahmen zu erarbeiten, um den Umgang mit IGA 

einheitlich und effektiv zu regeln, um die heimische Biodiversität vor 

einem erhöhten Aufkommen invasiver Arten zu schützen. 

3 Übersicht über die Rechtsgrundlagen 

3.1 Internationales Recht 

Art. 216 Abs. 1 AEUV70 ermöglicht der Union, innerhalb ihres Zu-

ständigkeitsbereiches, Übereinkünfte mit Drittländern und internati-

onalen Organisationen zu schließen. Gem. Absatz 2 sind diese 

rechtsverbindlich für die Union und ihre Mitgliedsstaaten. 

3.1.1 Übereinkommen über die biologische Vielfalt 

Das Übereinkommen zur biologischen Vielfalt (CBD)71, ist ein glo-

bales internationales Naturschutzabkommen, das am 29.12.1993 in 

Kraft getreten ist.72 Aktuell umfasst das Abkommen 196 Vertrags-

parteien, darunter auch Deutschland und die EU.73 Es fungiert als 

rechtlich verbindliches Rahmenabkommen, dessen Umsetzung 

durch Beschlüsse der Vertragsstaatenkonferenzen (COP-Be-

schlüsse) konkretisiert werden muss.74 Die Vertragsparteien sind 

verpflichtet, die COP-Beschlüsse durch Gesetze, nationale Strate-

gien, Aktionspläne oder Programme umzusetzen.75 Das CBD wird 

vom BfN als „das weltweit umfassendste Abkommen zum Schutz 

der Natur und der Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen des 

Menschen“ bezeichnet.76 In Art. 8 lit. h) CBD wird eine Regelung 

explizit für IGA getroffen: demnach sollen die Vertragsparteien ge-

bietsfremde Spezies, die Ökosysteme, Lebensräume oder andere 

Arten bedrohen, an der Einfuhr hindern, kontrollieren oder ausrot-

ten. Mit dem COP 6 Beschluss VI/23 aus 2002 wurden Leitlinien zur 

Verhütung der Einfuhr und Ausbreitung invasiver gebietsfremder 

                                                

70 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, Fassung aufgrund des 
am 1.12.2009 in Kraft getretenen Vertrages von Lissabon (Konsolidierte Fassung 
bekanntgemacht im ABl. EG Nr. C 115 2008, S. 47). 
71Convention on Biological Diversity, BGBl II 1993, S. 1742ff. 
72 Toepfer in Secreteriat of the CBD, The CBD News Special Edition, S. 1. 
73 Secretariat of the CBD, List of Parties, <https://www.cbd.int/information/par-
ties.shtml> (zuletzt abgerufen am 07.08.23). 
74 BfN, Übereinkommen über die biologische Vielfalt, <https://www.bfn.de/abkom-
men-richtlinie/uebereinkommen-ueber-die-biologische-vielfalt-cbd> (zuletzt abge-
rufen am 04.07.23). 
75 Art. 6 lit. a) CBD; BfN, Übereinkommen über die biologische Vielfalt, 
<https://www.bfn.de/abkommen-richtlinie/uebereinkommen-ueber-die-biologi-
sche-vielfalt-cbd> (zuletzt abgerufen am 04.07.23). 
76 BfN, Übereinkommen über die biologische Vielfalt, <https://www.bfn.de/abkom-
men-richtlinie/uebereinkommen-ueber-die-biologische-vielfalt-cbd> (zuletzt abge-
rufen am 04.07.23). 
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Arten vereinbart.77 Im Leitprinzip 1 des Beschlusses wurde das Vor-

sorgeprinzip verankert. Weiterhin enthält das Leitprinzip 2 einen 

dreistufigen Ansatz für den Umgang mit IGA, der sich u.a. im Aufbau 

der IAS-VO widerspiegelt.78 

3.1.2 Kunming-Montreal Global Biodiversity Framework 

Der Beschluss von Montreal zum Schutz der Natur, kurz GBF, ent-

stand in der 15. Vertragsparteienkonferenz des CBD im Dezember 

2022.79 Mit diesem wurde eine neue globale Vereinbarung für die 

biologische Vielfalt bis 2050 verabschiedet.80 Das Ziel des GBF ist, 

den Verlust der biologischen Vielfalt bis 2030 zu stoppen und das 

der Mensch ab 2050 vollkommen im Einklang mit der Natur lebt.81 

Dafür enthält es 4 langfristige Ziele bis 2050 (Goals) und 23 Ziele 

bis 2030 (Targets).82 Eine Regelung für den Umgang mit IGA findet 

sich in Target 6 des GBF: Die Parteien verpflichten sich, IGA und 

deren Auswirkungen auf die Natur zu beseitigen, zu minimieren, zu 

reduzieren oder zu mildern. Das Ziel liefert dafür konkrete Ansatz-

punkte: u.a. die Identifizierung der Einschleppungswege, die Ver-

hinderung der Einführung und Etablierung prioritärer IGA und die 

Senkung der Einschleppungs- und Etablierungsraten anderer oder 

potenziell invasiver gebietsfremder Arten um mindestens 50% bis 

2030.83 Die Vertragsparteien des CBD verpflichten sich durch das 

GBF zum Erstellen einer nationalen Biodiversitätsstrategie, in der 

dargestellt werden muss, was das jeweilige Land zum Erreichen der 

globalen Ziele beiträgt.84 

3.1.3 Berner Konvention 

Das „Übereinkommen über die Erhaltung der europäischen wildle-

benden Pflanzen und Tiere und ihrer natürlichen Lebensräume“ 

(Berner Konvention)85 trifft ebenfalls Regelungen bezüglich 

                                                

77 CBD, COP 6 Beschluss VI/23 vom April 2002. 
78 Köck, NuR (2015), S. 79. 
79 CBD/COP/15/L.25, Beschluss vom 18.12.2022. 
80 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Weltnaturgipfel in Montreal, 
<https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/weltnaturkonferenz-
2150144> (zuletzt abgerufen am 26.07.23). 
81 BMUV, Der Beschluss von Montreal zum Schutz der Natur, 
<https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Europa___Interna-
tional/montreal_ergebnisse_bf.pdf> (zuletzt abgerufen am 26.07.23). 
82 BMUV, Der Beschluss von Montreal zum Schutz der Natur, 
<https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Europa___Interna-
tional/montreal_ergebnisse_bf.pdf> (zuletzt abgerufen am 26.07.23). 
83 Target 6 GBF. 
84 Section J Nr. 34 GBF. 
85 Übereinkommen über die Erhaltung der europäischen wildlebenden Pflanzen 
und Tiere und ihrer natürlichen Lebensräume, BGBl. II 1982, S. 618ff . 
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gebietsfremder Arten. Der völkerrechtliche Vertrag wurde 1979 zum 

Schutz europäischer, wildlebender Tiere und Pflanzen verabschie-

det und ist 1982 in Kraft getreten.86 Damit ist es das erste europäi-

sche Naturschutzübereinkommen.87 Bislang haben 51 Staaten die 

Konvention anerkannt, darunter mehrere europäische Länder, die 

EU und 4 afrikanische Staaten.88 Obwohl das Übereinkommen ei-

nen Schwerpunkt auf europäische Angelegenheiten richtet, handelt 

es sich dennoch um ein internationales Abkommen, da es von meh-

reren Ländern außerhalb der EU ratifiziert wurde.89 Art. 11 Nr. 2 lit. 

b) der Berner Konvention verpflichtet die Vertragsparteien zu einer 

strengen Überwachung und Begrenzung der Ansiedlung nicht hei-

mischer Arten. Hierbei wird nicht auf deren Invasivität abgestellt. 

3.1.4 Ballastwasser-Übereinkommen 

Das Ballastwasser-Übereinkommen wurde im Jahr 2004 durch die 

internationale Seeschifffahrtsorganisation verabschiedet. 90 Es trat 

jedoch erst am 08.09.2017 in Kraft, da es zuvor nicht von genügend 

Staaten ratifiziert wurde.91 Ballastwasser wird von Schiffen zur Sta-

bilisierung aufgenommen und später in anderen Gebieten wieder 

abgegeben.92 Dadurch werden verschiedene Lebensformen außer-

halb ihres natürlichen Verbreitungsgebiets verschleppt.93 Um dies 

zukünftig zu verhindern, trifft das Übereinkommen Regelungen zur 

Behandlung des Ballastwassers. Die Umsetzung in nationales 

Recht erfolgte durch das Ballastwasser-Gesetz und der See-Um-

weltverhaltensverordnung.94 

                                                

86 Amt für Veröffentlichungen der EU, Übereinkommen von Bern, <https://eur-
lex.europa.eu/DE/legal-content/summary/bern-convention.html> (zuletzt abgeru-
fen am 26.07.23). 
87 BfN, Berner Konvention, <https://www.bfn.de/abkommen-richtlinie/ueberein-
kommen-ueber-die-erhaltung-der-europaeischen-wildlebenden-pflanzen-und> 
(zuletzt abgerufen am 04.07.23). 
88 BMUV, Berner Konvention, <https://www.bmuv.de/WS473> (zuletzt abgerufen 
am 04.07.23). 
89 Amt für Veröffentlichungen der EU, Internationale Abkommen, <https://eur-
lex.europa.eu/collection/eu-law/inter-agree.html?locale=de> (zuletzt abgerufen 
am 26.07.23). 
90 Internationales Übereinkommen von 2004 zur Kontrolle und Behandlung von 
Ballastwasser und Sedimenten von Schiffen, Bundesrat, Drs. 518/12, S. 11. 
91 BSH, Übereinkommen und Umsetzung, 
<http://www.bsh.de/webcode/1925964> (zuletzt abgerufen am 29.06.23). 
92 Vgl. Art. 1 Nr. 2 Ballastwasser-Übereinkommen. 
93 Nentwig, Invasive Arten, S. 46. 
94 BSH, Übereinkommen und Umsetzung, 
<http://www.bsh.de/webcode/1925964> (zuletzt abgerufen am 29.06.23). 
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3.2 Europäisches Recht 

Der Geltungsbereich des europäischen (Sekundär-)Rechts variiert 

je nach Art der Rechtsakte. Verordnungen haben gem. Art. 288 Abs. 

2 AEUV allgemeine Gültigkeit. Ihre Regelungen sind verbindlich und 

gelten in jedem Mitgliedsstaat unmittelbar.95 Dadurch wird die ein-

heitliche Anwendung des Unionsrechts sichergestellt.96 Eine sepa-

rate Umsetzung in nationales Recht ist nicht notwendig, ggf. ist aber 

der Erlass von Durchführungsvorschriften in den einzelnen Mit-

gliedsstaaten erforderlich.97 Im Gegensatz dazu sind Richtlinien 

nicht direkt anwendbar und bedürfen nationaler Umsetzungsrechts-

akte.98 Richtlinien dienen daher der Harmonisierung nationaler Vor-

schriften der Mitgliedsstaaten.99 

3.2.1 IAS-VO 

Die Verordnung über die Prävention und das Management der Ein-

bringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten (IAS-VO) 

wurde am 22.10.2014 verabschiedet und ist am 01.01.2015 in Kraft 

getreten.100 Sie dient u.a. der Umsetzung der Vorgaben des CBD 

und der Berner Konvention und stellt den ersten, für alle Mitglieds-

staaten der EU verbindlichen Rechtsrahmen zum Umgang mit IGA 

auf.101 Die Verordnung beinhaltet begriffliche Klärungen sowie ver-

fahrens- und materiellrechtliche Vorgaben für eine Unionsliste.102 

3.2.1.1 Begriffsbestimmungen 

Art. 3 IAS-VO enthält Legaldefinitionen für verschiedene Ausprä-

gungsformen der gebietsfremden Arten. Der unionsrechtliche Be-

griff „gebietsfremde Art“ umfasst nach dem Wortlaut des Art. 3 Nr. 

1 IAS-VO „lebende Exemplare von Arten, Unterarten oder niedrige-

ren Taxa von Tieren, Pflanzen, Pilzen oder Mikroorganismen, die 

aus ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet heraus eingebracht wur-

den“, einschließlich jeder Ausprägungsform (Samen, fertile Hybri-

den, etc.) die eine Verbreitung möglich macht. In Art. 3 Nr. 7 IAS-

                                                

95 Schulte in Kock/Stüwe, Europarecht, Rn. 829. 
96 Schulte in Kock/Stüwe, Europarecht, Rn. 833. 
97 Schulte in Kock/Stüwe, Europarecht, Rn. 830, 831. 
98 Schulte in Kock/Stüwe, Europarecht, Rn. 833. 
99 Schulte in Kock/Stüwe, Europarecht, Rn. 833. 
100 Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 22. Oktober 2014 über die Prävention und das Management der Einbringung 
und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten, ABl. L 317, S. 35. 
101 Erwägungsgrund Nr. 4 u. 5 IAS-VO; BMUV, Erster Aktionsplan zu invasiven 
Arten, <https://www.bmuv.de/DL2752> (zuletzt abgerufen am 29.06.23). 
102 Köck, NuR (2015), S. 80. 
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VO wird die Einbringung konkretisiert: Die Arten müssen durch 

menschliches Einwirken aus dem natürlichen Verbreitungsgebiet 

verbracht wurden, somit wird die selbstständige Einwanderung 

nicht berücksichtigt.103 Eine GA wird gem. Art. 3 Nr. 2 IAS-VO zu 

einer „invasiven gebietsfremden Art“, sobald von ihrer Einbringung 

oder Ausbreitung eine Gefährdung oder Beeinträchtigung der Bio-

diversität und von damit verbundenen Ökosystemdienstleistungen 

ausgeht. Weiterhin wird das Ausmaß der Bedeutung unterschieden: 

Sind die negativen Auswirkungen so erheblich, dass ein unionswei-

tes Vorgehen erforderlich ist, wird den IGA mit Nr. 3 eine „unions-

weite Bedeutung“ zugesprochen. Diese werden, bei Erfüllung be-

stimmter Kriterien, in die Unionsliste nach Art. 4 Abs. 3 IAS-VO auf-

genommen. Erlangen die IGA keine unionsweite Bedeutung, eröff-

net Art. 12 IAS-VO den einzelnen Mitgliedsstaaten die Möglichkeit, 

eine nationale Liste mit Arten zu erstellen, die negative Auswirkun-

gen auf ihr Hoheitsgebiet haben. Für diese Arten kann der jeweilige 

Staat alle oder nur ausgewählte Maßnahmen der IAS-VO treffen, 

sofern diese mit dem europäischen Primärrecht vereinbar und von 

der Europäischen Kommission notifiziert worden sind.104 Aus der 

nationalen Liste können die Mitgliedsstaaten gem. Art. 11 Abs. 1 

IAS-VO Arten bestimmen, für die eine verstärkte regionale Zusam-

menarbeit erforderlich ist. Abs. 2 regelt, dass sobald ein Mitglieds-

staat einen Antrag gestellt hat, die Kommission die Zusammenar-

beit und Koordination erleichtern soll. Sie legt mittels Durchfüh-

rungsrechtsakten fest, welche Maßnahmen von den Staaten ent-

sprechend getroffen werden sollen (Abs. 2). Gelten die Arten in Ge-

bieten der Union als heimisch, werden die Maßnahmen in diesen 

nicht angewendet (Art. 11 Abs. 3 IAS-VO). Tritt in einem Mitglieds-

staat eine invasive Art auf, die nicht bereits in der Unionsliste auf-

genommen wurde, aber dennoch die Kriterien des Art. 4 Abs. 3 er-

füllt, kann dieser Staat gem. Art. 10 Abs. 1 IAS-VO sofort Dringlich-

keitsmaßnahmen wie in Art. 7 Abs. 1 treffen. Sobald Maßnahmen 

ergriffen werden, sind sie laut Art. 10 Abs. 2 von der Kommission zu 

notifizieren und allen Mitgliedsstaaten bekannt zu geben. Spätes-

tens innerhalb von 24 Monaten hat der Mitgliedsstaat eine Risiko-

bewertung mit dem Ziel der Aufnahme in die Unionsliste durchzu-

führen (Abs. 3). Wird die Art daraufhin nicht aufgenommen, sind die 

getroffenen Maßnahmen aufzuheben (Abs. 7). Den Staaten bleibt 

dann die Möglichkeit, die Art gem. Art. 10 Abs. 7 IAS-VO in die 

                                                

103 Vgl. Erwägungsgrund Nr. 7 IAS-VO. 
104 Nehring/Skowronek, IGA der Unionsliste (2022), S. 16. 
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nationale Liste aufzunehmen und bei Bedarf die verstärkte regio-

nale Zusammenarbeit zu beantragen. 

3.2.1.2 Die Unionsliste 

Das wichtigste Instrument, welches die Verordnung hervorbringt, ist 

die Liste invasiver Arten von unionsweiter Bedeutung (folgend Uni-

onsliste).105 Die Unionsliste enthält gem. Art. 4 Abs. 6 IAS-VO vor-

rangig Arten, die noch nicht in der EU vorkommen bzw. sich in einer 

frühen Phase der Invasion befinden und sehr wahrscheinlich nega-

tive Auswirkungen haben werden oder Arten, die bereits etabliert 

sind und starke nachteilige Auswirkungen haben. Die Unionsliste 

wird gem. Art. 4 IAS-VO von der Europäischen Kommission erar-

beitet, aller 6 Jahre überprüft und regelmäßig aktualisiert.106 Zur Er-

stellung sind gem. Art. 4 Abs. 1 Sa. 1 IAS-VO Durchführungsrechts-

akte vorgesehen. 

Damit eine Art gelistet wird, muss sie die materiellen Voraussetzun-

gen des Art. 4 Abs. 3 IAS-VO erfüllen. Die in Art. 4 Abs. 3 lit. d) IAS-

VO geforderte unionsweite Bedeutung impliziert nicht, dass die ge-

listeten Arten in der gesamten Union invasiv sind. Stattdessen müs-

sen deren negative Auswirkungen auf Grundlage einer Risikobe-

wertung nach Art. 5 Abs. 1 IAS-VO für so erheblich eingeschätzt 

werden, dass ein Vorgehen auf EU-Ebene erforderlich ist. Weiterhin 

muss eine Erfolgsprognose ergeben, dass die nachteiligen Auswir-

kungen mit Aufnahme in die Liste tatsächlich verhindert, minimiert 

oder abgeschwächt werden können (Art. 4 Abs. 3 lit. e) IAS-VO). 

Sollen die Arten gelistet werden, müssen sie zudem nach Art. 4 Abs. 

3 lit. a) IAS-VO gebietsfremd für das gesamte Gebiet der Union, 

ausgenommen von Gebieten in äußerster Randlage, sein. Damit 

sind IGA dann nicht listungsfähig, wenn sie bereits natürlicherweise 

in anderen Mitgliedsstaaten vorkommen.107 Nach Art. 4 Abs. 3 lit. b) 

IAS-VO müssen die Arten in der Lage sein, in einer biogeografi-

schen Region, die sich über mehr als zwei Mitgliedsstaaten er-

streckt oder in einer Meeresunterregion, eine lebensfähige Popula-

tion zu etablieren und sich auszubreiten. Dabei muss die Ansied-

lung unter den bereits vorherrschenden Bedingungen der Region 

oder unter absehbaren Bedingungen durch den Klimawandel erfol-

gen (lit. b). Ebenso wie in Art. 4 lit. a) sind die Gebiete der äußeren 

Randlage für lit. b) ausgenommen. Für diese Gebiete gelten die 

                                                

105 Köck, NuR (2015), S. 76. 
106 BfN, Art. 4: Die Unionsliste, <https://neobiota.bfn.de/unionsliste/art-4-die-uni-
onsliste.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.23). 
107 Nehring/Skowronek, IGA der Unionsliste (2022), S. 11. 
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separaten Bestimmungen des Art. 6 IAS-VO. Artikel 4 Abs. 3 lit. c) 

IAS-VO erfordert nachteilige erhebliche Auswirkungen auf die Bio-

diversität, damit verbundene Ökosystemdienstleistungen oder auf 

die menschliche Gesundheit und Wirtschaft. Buchstabe a), b) und 

c) beziehen sich jeweils auf vorliegende wissenschaftliche Erkennt-

nisse. Damit sind reine Vermutungen nicht ausreichend, sondern es 

sind wissenschaftlich erzeugte Beiträge erforderlich, die die Voraus-

setzungen belegen oder im Fall von lit. c) zumindest wahrscheinlich 

erscheinen lassen.108 

Auf formeller Ebene ist der Vorschlag der Liste gem. Art. 4 Abs. 1 

Sa. 2 IAS-VO vor einem Regelungsausschuss der Mitgliedsstaaten 

vorzulegen. Anschließend wird über diesen mittels Prüfverfahren 

entschieden, dafür ist eine Zustimmung des Ausschusses in Form 

der einfachen Mehrheit erforderlich (Art. 4 Abs. 1, Art. 27 Abs. 2 

IAS-VO iVm. Art. 5 VO (EU) Nr. 182/2011). Damit diese Entschei-

dungen auf Grundlage sachverständiger Empfehlungen getroffen 

werden, wird Vertretern der Wissenschaft durch ein „wissenschaft-

liches Forum“ eine beratende Beteiligung eingeräumt.109 Eine Be-

teiligung von Institutionen der Zivilgesellschaft du der Öffentlichkeit 

ist erst im Rahmen der Risikobewertung nach Art. 5 IAS-VO vorge-

sehen.110 Den einzelnen Mitgliedsstaaten räumt Art. 4 Abs. 4 IAS-

VO ein Antragsrecht für die Aufnahme invasiver Arten ein, Voraus-

setzung ist, dass diese die dort genannten Vorgaben erfüllen.  

Ursprünglich sollte sich die Unionsliste nur auf die 50 Arten, die die 

größten wirtschaftlichen Schäden verursachen, beschränken.111 

Dieses Vorhaben stieß auf starke Kritik, sodass eine Überzeugung 

des europäischen Parlaments und des Rates nicht möglich war.112 

In der verabschiedeten Verordnung ergibt sich die Listenfähigkeit 

daher nur aus der Erfüllung der materiellen Voraussetzungen.113 

Die erste Unionsliste ist am 03.08.2016 in Kraft getreten.114 Bisher 

wurde die Liste bereits drei Mal aktualisiert: 2017, 2019 u. 2022.115 

Derzeit sind 88 IGA gelistet, von denen mindestens 46 Arten in 

Deutschland wildlebend als Einzelfund, unbeständig oder etabliert 

                                                

108 Köck, NuR (2015), S. 77. 
109 Köck, NuR (2015), S. 76. 
110 Köck, NuR (2015), S. 76. 
111 Erwägungen Nr. 10 COM (2013) 620 final. 
112 Köck in NuR (2015), S. 76. 
113 Köck in NuR (2015), S. 76. 
114 Durchführungsverordnung (EU) 2016/1141 der Kommission. 
115 Amt für Veröffentlichungen der EU, Schutz der biologischen Vielfalt gegen in-
vasive gebietsfremde Arten, <https://eur-lex.europa.eu/DE/legal-content/sum-
mary/protecting-biodiversity-from-invasive-alien-species.html> (zuletzt abgerufen 
am 05.07.23). 
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vorkommen.116 Der genaue Status kann den Publikationen des BfN 

entnommen werden.117 

3.2.1.3 Der Aktionsplan 

Für die nicht vorsätzliche Einbringung und Ausbreitung gelisteter 

IGA war innerhalb von 18 Monaten nach Annahme der Unionsliste, 

von jedem Mitgliedstaat eine Analyse und Priorisierung der soge-

nannten „Prioritären Pfade“ zu erstellen und in einen Aktionsplan zu 

implementieren (Art. 13 Abs. 1 IAS-VO).118 In Deutschland wurde 

die Analyse und Priorisierung der Pfade durchgeführt und die Er-

gebnisse wurden 2018 veröffentlicht.119 Gem. Art. 13 Abs. 2 IAS-VO 

ist innerhalb von drei Jahren nach Annahme der Unionsliste, von 

jedem Mitgliedsstaat mindestens ein Aktionsplan für die ermittelten 

prioritären Pfade zu erstellen. Art. 13 Abs. 2 IAS-VO legt fest, dass 

der Aktionsplan Zeitpläne für Maßnahmen sowie die Beschreibung 

der verpflichtenden und freiwilligen Maßnahmen und Verhaltensko-

dizes enthält, die mit Blick auf die prioritären Pfade angewendet 

werden sollen. Nach Abs. 4 umfasst er ausdrücklich Maßnahmen, 

die auf einer Kosten-Nutzen-Analyse basieren und mit denen eine 

Sensibilisierung, die Minimierung der Kontaminierung mit IGA, so-

wie die Gewährleistung weiterer Kontrollen (andere als in Art. 15 

IAS-VO) an den Unionsgrenzen erreicht werden soll. §40d 

BNatSchG trifft ergänzende Regelungen. Deutschland ist dieser 

Verpflichtung mit der „Bekanntmachung des ersten Aktionsplans 

über die Prävention und das Management der Einbringung und Aus-

breitung invasiver gebietsfremder Arten“ am 09.08.2021 im Bundes-

anzeiger nachgekommen. Dieser sieht unterschiedliche Maßnah-

men für die einzelnen IGA vor, z.B. die Sensibilisierung und Aufklä-

rung von Öffentlichkeit und Fachkräften, die Entwicklung und An-

wendung von Empfehlungen zum Umgang mit bestimmten IGA, so-

wie die vermehrte Forschung im Hinblick auf den jeweiligen Einbrin-

gungspfad.120 

                                                

116 BfN, Art. 4: Die Unionsliste, <https://neobiota.bfn.de/unionsliste/art-4-die-uni-
onsliste.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.23). 
117 Veröffentlichung in Nehring/Skowronek, IGA der Unionsliste (2022), S. 19ff. 
118 Nehring/Skowronek. IGA der Unionsliste (2022), S. 13. 
119 Rabitsch/Heger/Jeschke/Saul/Nehring. Analyse und Priorisierung der Pfade 
nicht vorsätzlicher Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten in 
Deutschland gemäß Verordnung (EU) Nr. 1143/2014. 
120 BMUV, Erster Aktionsplan, S. 9ff. 
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3.2.2 Richtlinien 

Bevor die IAS-VO erlassen wurde, war der europäische Rechtsrah-

men zum Umgang mit IGA unvollständig und in seiner Effektivität 

nur begrenzt.121 Regelungen lassen sich u.a. in der FFH-RL und der 

VogelschutzRL finden. Auf diese Normen sind zum Teil auch Ver-

weise in der IAS-VO zu finden.122 Zudem sieht Erwägungsgrund Nr. 

6 IAS-VO eine unterstützende Funktion für diese Richtlinien vor. 

Die Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie123, kurz FFH-RL, dient dem 

Schutz und Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild-

lebenden Tier- und Pflanzenarten zur Sicherung der Artenvielfalt in 

der EU (Art. 2 FFH-RL). Art. 22 lit. b) FFH-RL widmet sich den inva-

siven Arten: demnach ist die absichtliche Ansiedlung von nicht-ein-

heimischen Arten zu verbieten, wenn sie die einheimischen wildle-

benden Tier- und Pflanzenarten gefährden. Eine Begriffsbestim-

mung für „nicht einheimische“ und „einheimische“ Arten nimmt sie 

dabei jedoch nicht vor.124 

Die VogelschutzRL125 hat den Schutz, die Bewirtschaftung und die 

Regulierung der in der EU heimischen, wildlebenden Vogelarten so-

wie die Regelung deren Nutzung zum Ziel (Art. 1 VogelschutzRL). 

Die Regelung für invasive Arten findet sich in Art. 11 VogelschutzRL 

und verpflichtet die Mitgliedsstaaten, dass sich die Ansiedlung nicht 

einheimischer Vogelarten nicht nachteilig auf die örtliche Tier- und 

Pflanzenwelt auswirken darf. 

3.3 Nationales Recht 

3.3.1 BNatSchG 

Das Bundesnaturschutzgesetz126 setzt verschiedene europäische 

Naturschutzrichtlinien in nationales Recht um, darunter sind u.a. die 

FFH-RL und die VogelschutzRL.127 2017 wurden die ergänzenden 

                                                

121 Köck, NuR (2015), S. 76. 
122 Vgl. Art. 14 Abs. 2 lit. c), Art. 22 Abs. 1 lit. b) IAS-VO. 
123 Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürli-
chen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen, ABl. L 206, S. 7. 
124 Köck, NuR (2015), S. 76. 
125 Richtlinie 2009/147/EG des europäischen Parlaments und des Rates vom 30. 
November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (kodifizierte Fas-
sung), ABl. L 20, S. 7. 
126 Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240) geändert 
worden ist. 
127 BfN, Bundesrecht, <https://www.bfn.de/bundesrecht> (zuletzt abgerufen am 
31.07.23)>. 
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Regelungen zur IAS-VO durch Art. 1 des „Gesetzes zur Durchfüh-

rung der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 über die Prävention und 

das Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver ge-

bietsfremder Arten“128 in das BNatSchG integriert. 

Bei der IAS-VO ist eine Umsetzung in nationales Recht grundsätz-

lich nicht erforderlich, sie kann aber dennoch auf Ergänzungen an-

gewiesen sein. Das Durchführungsgesetz hat das Ziel, gemeinsam 

mit den Normen der IAS-VO eine Gesamtregelung zu bilden.129 Art. 

23 IAS-VO erlaubt sogar ausdrücklich den Erlass strengerer natio-

naler Vorschriften, sofern sie mit dem AEUV vereinbar sind und von 

der Kommission notifiziert wurden. 

Bei der Begriffsbestimmung der invasiven Art unterscheidet §7 Abs. 

2 Nr. 9 BNatSchG 4 Typen: Die ersten beiden bestimmen sich durch 

die Kommission und die anderen durch das nationale Recht. Als in-

vasive Arten gelten Arten, die gem. lit. a) in der Unionsliste nach Art. 

4 Abs. 1 IAS-VO aufgeführt sind oder solche, gegen die nach lit. b) 

eine Dringlichkeitsmaßnahme gem. Art. 10 Abs. 4 IAS-VO in Kraft 

ist. Zudem gelten Arten nach §7 Abs. 2 Nr. 9 lit. c) BNatSchG als 

invasiv, wenn sie auf einer nationalen Liste gem. §54 Abs. 4 Sa. 1 

Nr. 1 oder Nr. 3 BNatSchG aufgeführt werden. Um den nationalen 

Begriff vom Begriff der invasiven Art des Unionsrechts zu unter-

scheiden, bezieht sich der Begriff „invasive gebietsfremde Art“ im 

BNatSchG ausschließlich auf die IGA des Unionsrechts.130 Dahin-

gegen umfasst der Begriff „invasive Art“ die IGA unionaler und nati-

onaler Bedeutung.131 

Bevor das Recht der invasiven Arten durch die IAS-VO neu geregelt 

wurde, traf §40 Abs. 1 bis 3 BNatSchG a.F. Regelungen zu Maß-

nahmen gegen invasive Arten. Diese wurden mit der Verordnung 

durch die §§40a ff. BNatSchG ersetzt. §40 BNatSchG n.F. regelt 

seitdem die Freisetzung von gebietsfremden Arten ohne invasiven 

Charakter.132 

                                                

128 BGBl. I Nr. 62, 2017, S. 3370. 
129 Stefan/Wolff, NuR (2018), S. 532. 
130 Stefan/Wolff, NuR (2018), S. 533. 
131 Stefan/Wolff, NuR (2018), S. 533. 
132 Stefan/Wolff, NuR (2018), S. 533. 
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3.3.2 BArtSchV 

In der Bundesartenschutzverordnung133 dürfen gem. §54 Abs. 4 u. 

Abs. 5 Nrn. 1 u. 2 BNatSchG Besitz- und Vermarktungsverbote für 

weitere Arten erlassen werden, die die Tier- und Pflanzenwelt ver-

fälschen oder gefährden. Diese Regelung nimmt mit §54 Abs. 4 Sa. 

1 Nr. 3 BNatSchG Bezug auf Art. 12 IAS-VO und folglich auf die 

Möglichkeit zur Erstellung einer Liste invasiver gebietsfremder Ar-

ten von Bedeutung für die Mitgliedstaaten.134 Davon ausgenommen 

sind nach §54 Abs. 4 Sa. 3 Pflanzen, die in der Land- und Forstwirt-

schaft angebaut werden. Für die Arten der nationalen Liste gelten 

die Normen des BNatSchG hinsichtlich invasiver Arten, soweit sie 

nicht ausschließlich auf Arten der Unionsliste beschränkt sind.135 

Die nationale Liste gebietsfremder Arten findet sich in §3 Abs. 1 

BArtSchV wieder. Bisher umfasst diese nur die folgenden 4 Tierar-

ten: Amerikanischer Biber, Schnappschildkröte, Geierschildkröte 

und Grauhörnchen. Sie enthält keine Pflanzenarten, da die Ausbrei-

tung florenverfälschender Pflanzenarten nicht wirksam mittels Be-

sitz- und Vermarktungsverboten beschränkt werden kann.136 Für die 

gelisteten Arten sind gem. §3 Abs. 1 Sa. 1 BArtSchV die Besitz- und 

Vermarktungsverbote des §44 Abs. 2 Sa. 1 BNatSchG anzuwen-

den. In Abs. 2 werden die Vermarktungsverbote auf Vorbereitungs-

handlungen und andere Formen des Besitz- bzw. Eigentumswech-

sel sowie die Zucht erweitert.137 Für bestimmte Zoos sind Ausnah-

meregeln in §3 Abs. 3 BArtSchV vorgesehen. 

3.3.3 Weitere Regelungen 

Das BNatSchG nimmt aus naturschutzfachlicher Sicht die wich-

tigste Rolle ein, trotzdem treffen noch weitere nationale Gesetze 

Regelungen für IGA.138 Das Bundesjagdgesetz macht gem. §28 

Abs. 3 BundesjagdG139 das Aussetzen oder Ansiedeln gebietsfrem-

der Tiere in der freien Natur von einer Genehmigung der 

                                                

133 Bundesartenschutzverordnung vom 16. Februar 2005 (BGBl. I S. 258; 896), 
die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 21. Januar 2013 (BGBl. I S. 95) 
geändert worden ist. 
134 Gläß in Giesberts/Reinhardt, BeckOK, BNatSchG §54 Rn. 28. 
135 Stefan/Wolff, NuR (2018), S. 533. 
136 Stöckel/Müller in Erbs/Kohlhaas, Strafrechtliche Nebengesetze, BArtSchV §3 
Rn. 4. 
137 Stöckel/Müller in Erbs/Kohlhaas, Strafrechtliche Nebengesetze, BArtSchV §3 
Rn. 6. 
138 Faßhauer in Feit/Korn, Treffpunkt Biologische Vielfalt XIII, S. 123. 
139 Bundesjagdgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. September 
1976 (BGBl. I S. 2849), das zuletzt durch Artikel 291 der Verordnung vom 19. 
Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist. 
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Landesbehörden abhängig. Zudem nehmen das Pflanzenschutzge-

setz, das Bundeswaldgesetz, die Saatgutverordnung, das Sorten-

schutzgesetz, das Tierseuchengesetz und das Tierschutzgesetz 

Bezug auf gebietsfremde Arten.140 

4 IGA (der Unionsliste) im Rahmen der 

Einfuhr 

Im Rahmen der Einfuhrkontrollen ist zunächst zu überprüfen, ob die 

vorliegende Ware dem von den Zollbehörden zu überwachenden 

Warenkreis der IAS-VO unterliegt. Dieser beinhaltet IGA von uni-

onsweiter Bedeutung. 

4.1 Einhaltung der Verbringungsbestimmungen 

Unterliegt die Ware dem Warenkreis der IAS-VO, müssen die Ver-

bringungsbestimmungen eingehalten werden. Grundsätzlich ist die 

vorsätzliche Verbringung (inklusive Durchfuhr), Haltung, Zucht, 

Freisetzung oder die Beförderung zu anderen Zwecken als der Be-

seitigung der gelisteten Arten gem. Art. 7 Abs. 1 IAS-VO verboten. 

Zudem müssen Maßnahmen unternommen werden, um die nicht 

vorsätzliche oder fahrlässige Einbringung oder Ausbreitung zu ver-

hindern (Art. 7 Abs. 2 IAS-VO). 

Ausnahmen von diesem Verbot sind im Art. 8 Abs. 1 IAS-VO spezi-

ell nur für die Forschung i.S.d. Art. 3 Nr. 8 IAS-VO und die Ex-situ-

Erhaltung i. S. d. Art. 3 Nr. 10 IAS-VO geregelt. Art. 8 Abs. 1 S. 2 

regelt die Genehmigung für die Erzielung von Fortschritten für die 

menschliche Gesundheit. Deutschland macht mit §40c Abs. 2 

BNatSchG von dieser Ermächtigung gebrauch. Eine Genehmigung 

zu anderen Zwecken ist in Ausnahmefällen ebenfalls möglich, erfor-

dert aber die Zulassung durch die Kommission, Art. 9 Abs. 1 IAS-

VO. Gründe dafür ergeben sich bei zwingendem öffentlichen Inte-

resse, einschließlich solchem sozialer und wirtschaftlicher Art. Da-

mit eine Genehmigung erteilt werden kann, müssen gem. Art. 8 Abs. 

2 und 3 IAS-VO strenge Regularien eingehalten werden. Dabei han-

delt es sich u. a. um die Haltung von und den Umgang mit IGA unter 

Verschluss sowie die Durchführung der Tätigkeiten von angemes-

sen qualifiziertem Personal in der genehmigten Form. In Deutsch-

land ist das BfN für die Erteilung von Genehmigungen zuständig 

                                                

140 BfN, Rechtliche Rahmenbedingungen, <https://neobiota.bfn.de/grundla-
gen/rechtlicher-rahmen.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.23). 
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(Art. 8 Abs. 2, ggf. i.V.m. Art. 9 IAS-VO, § 48a Nr. 2. lit. b) i.V.m. 

§40c BNatSchG). Für die Erteilung der Genehmigungen ist nach 

§40c Abs. 4 BNatSchG jeweils ein Antrag erforderlich. Gem. Art. 8 

Abs. 7 IAS-VO muss eine Veröffentlichung der nach Art. 8 Abs. 1 

erteilten Genehmigungen im Internet erfolgen. Aktuell betreffen alle 

Genehmigungen die Buchstaben-Schmuckschildkröte zum Zweck 

der Forschung.141 Die Berechtigung zum Besitz der gelisteten Arten 

ist gem. §40b BNatSchG der Behörde auf Verlangen nachzuweisen. 

Für die Beschränkungen nach Art. 7 IAS-VO wurden für bestimmte 

Personenkreise Übergangsbestimmungen erlassen. Gem. Art. 31 

Abs. 1 IAS-VO dürfen Besitzer von gelisteten Heimtieren diese, so-

fern sie zu nicht gewerblichen Zwecken gehalten werden, bis zum 

Ende ihrer natürlichen Lebensdauer behalten. Unter der Voraus-

setzung, dass die Tiere schon vor der Aufnahme in die Unionsliste 

gehalten wurden, die Haltung unter Verschluss erfolgt und dass ge-

eignete Maßnahmen gegen eine Fortpflanzung sowie gegen das 

Entkommen getroffen werden. Dafür wird vom BfN eine schriftliche 

Erlaubnis zur Vorlage bei der zuständigen Veterinärbehörde oder 

Zollstelle erteilt.142 Die Berechtigung muss gegenüber der Behörde 

glaubhaft gemacht werden (§40b S. 2 BNatSchG). Die Halter eines 

gewerblichen Bestandes an IGA, dürfen lebende Exemplare, gem. 

Art. 32 Abs. 2 IAS-VO, noch ein Jahr nach Listung an nichtgewerb-

liche Nutzer, unter Einhaltung der Sicherheitsmaßnahmen, weiter-

geben oder verkaufen. Der Verkauf oder die Übergabe an For-

schungs- oder Ex-situ-Erhaltungseinrichtungen und für Zwecke be-

stimmter medizinischer Tätigkeiten, ist unter gleichen Vorausset-

zungen gemäß Abs. 1, bis zu zwei Jahre nach Aufnahme in die Uni-

onsliste erlaubt.  

4.2 Amtliche Kontrollen 

Zur Verhinderung der vorsätzlichen Einbringung von IGA legt Art. 

15 IAS-VO fest, dass zum Zeitpunkt der Verbringung am Eingangs-

ort in die Union amtliche Kontrollen erfolgen müssen. In diesen soll 

gem. Abs. 2 überprüft werden, dass eingeführte Waren nicht dem 

Warenkreis der IAS-VO unterliegen oder dass die Verbringungsbe-

stimmungen eingehalten wurden. 

                                                

141  BfN, Art. 8: Genehmigungen, <https://neobiota.bfn.de/unionsliste/art-8-geneh-
migungen.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.2023). 
142 Artenschutz DV, Abschnitt VII, Übergangsbestimmungen für nichtgewerbliche 
Besitzer von Heimtieren (87). 
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Im Regelfall unterliegen die Waren bei der Verbringung tiergesund-

heitsrechtlichen bzw. pflanzenbeschaurechtlichen Kontrollen.143 

Dafür sind gem. Art. 15 Abs. 2 und 3 IAS-VO, § 51a Abs. 1 

BNatSchG, die nach Landesrecht zuständigen Behörden verant-

wortlich.144 Das sind die Grenzveterinäre und Pflanzenschutz-

dienste.145 Durch das Ausfüllen des einschlägigen Eingangsdoku-

ments (GVDE/ Freigabebescheinigung) bescheinigen sie, dass die 

Waren nicht auf der Unionsliste gelistet sind oder eine Genehmi-

gung vorhanden ist.146 

Gem. §51a Abs. 2 Sa. 1 BNatSchG wirken die Zollbehörden bei der 

Überwachung des Verbringens aus Drittstaaten mit. Vor dem Ver-

bringen in die Freizone oder der Überlassung in ein Zollverfahren 

ist diesen das ordnungsgemäß ausgefüllte Eingangsdokument vor-

zulegen.147 Durch dieses kann davon ausgegangen werden, dass 

die Bestimmungen der IAS-VO und dem BNatSchG eingehalten 

sind.148 Bei Zweifeln oder Unklarheiten können die Zollbehörden 

den zuständigen Grenzveterinär oder Pflanzenschutzdienst und 

das BfN konsultieren.149 

Unterliegen die Waren bei der Verbringung in die Union keinen tier-

gesundheitsrechtlichen bzw. pflanzenbeschaurechtlichen Kontrol-

len, findet die Prüfung, ob Regelungen nach der IAS-VO oder dem 

BNatSchG beachtet werden müssen, gem. §51a Abs. 2 letzter Satz, 

§51 BNatSchG risikoorientiert im Rahmen der zollamtlichen Über-

wachung statt.150 Dies kann derzeit bei Samen der KN 1209 3000 

und KN 1209 9999 vorkommen.151 

Da Deutschland einen gemeinsamen Veterinärraum mit der 

Schweiz und Liechtenstein hat, entfallen die veterinärrechtlichen 

Kontrollen beim Verbringen aus diesen Ländern.152 Zudem ist, auf-

grund von Abkommen, nur noch für bestimmte pflanzliche beschau-

pflichtige Waren eine Kontrolle durch den Pflanzenschutzdienst vor-

gesehen.153 Weitere Stellen, die für eine amtliche Kontrolle 

                                                

143 Gläß in Giesberts/Reinhardt, BeckOK, BNatSchG §51a Rn. 3. 
144 Gläß in Giesberts/Reinhardt, BeckOK, BNatSchG §51a Rn. 1. 
145 Artenschutz DV, Abschnitt VII, Amtliche Kontrollen (89). 
146 Artenschutz DV, Abschnitt VII, Amtliche Kontrollen (90). 
147 Artenschutz DV, Abschnitt VII, Amtliche Kontrollen (90). 
148 Artenschutz DV, Abschnitt VII, Amtliche Kontrollen (90). 
149 Artenschutz DV, Abschnitt VII, Amtliche Kontrollen (90). 
150 Artenschutz DV, Abschnitt VII, Amtliche Kontrollen (91). 
151 Artenschutz DV, Abschnitt VII, Amtliche Kontrollen (91). 
152 DEA, Die Bilateralen Abkommen Schweiz - EU, S. 32, <https://www.fi-
les.ethz.ch/isn/186732/FS-Bilaterale_de.pdf> (zuletzt abgerufen am 11.07.2023). 
153 Artenschutz DV, Abschnitt VII, Amtliche Kontrollen (93); DV Sanitärer Pflan-
zenschutz, Abschnitt II, Einfuhr (11). 
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zuständig sind, gibt es nicht.154 Folglich findet eine Überprüfung 

ebenfalls risikoorientiert im Rahmen der zollamtlichen Behandlung 

statt.155 

4.3 Maßnahmen der zuständigen Behörden 

4.3.1 Maßnahmen der nach Landesrecht zuständigen 

Behörden 

Eine Kontrolle durch die nach Landesrecht zuständigen Behörden 

erfolgt bereits vor der zollrechtlichen Behandlung.156 Wird dabei 

eine Einfuhr ohne Einhaltung der Verbringungsbestimmungen fest-

gestellt, werden die Waren gem. §51a Abs. 3 BNatSchG beschlag-

nahmt oder mit Auferlegung eines Verfügungsverbots überlassen. 

Bei der Beschlagnahme handelt es sich um eine verwaltungsrecht-

liche Maßnahme mit dem Ziel, illegale Exemplare aus dem Verkehr 

zu nehmen.157 Durch die zwangsweise Sicherstellung bekommt der 

Staat die Verfügungsgewalt über die Ware, ohne bereits das Eigen-

tum zu entziehen.158 Einen Ermessensspielraum gibt es nicht.159 

Auch das Verfügungsverbot stellt einen Verwaltungsakt dar.160 Die 

Verfügungsgewalt obliegt dem Staat und eine Missachtung hat 

strafrechtliche Folgen.161 Die Überlassung mit Auferlegung eines 

Verfügungsverbots nach der Beschlagnahme liegt im Ermessen der 

Behörde.162 Dem Betroffenen wird gem. §51a Abs. 4 eine ein mo-

natige Frist zum Nachreichen der Genehmigung nach Beschlag-

nahme eingeräumt, diese kann bis auf 6 Monate verlängert werden. 

Bei Nichteinhaltung wird die Sendung von der Einfuhr gem. Abs. 4 

zurückgewiesen. Ist die Erteilung offensichtlich ausgeschlossen, 

greift die Frist nicht und es erfolgt die sofortige Zurückweisung (Abs. 

4). Eine Einziehung kommt nur in Betracht, wenn eine Zurückwei-

sung nicht möglich ist (Abs. 4). 

                                                

154 Artenschutz DV, Abschnitt VII, Amtliche Kontrollen (93). 
155 Artenschutz DV, Abschnitt VII, Amtliche Kontrollen (93). 
156 Artenschutz DV, Abschnitt VII, Amtliche Kontrollen (89). 
157 Stöckel/Müller-Walter in Erbs/Kohlhaas, Strafrechtliche Nebengesetze 
BNatSchG §51 Rn. 9. 
158 Stöckel/Müller-Walter in Erbs/Kohlhaas, Strafrechtliche Nebengesetze, 
BNatSchG §51 Rn. 9. 
159 Gläß in Giesberts/Reinhardt, BeckOK, BNatSchG §51a Rn. 8. 
160 Stöckel/Müller-Walter in Erbs/Kohlhaas, Strafrechtliche Nebengesetze, 
BNatSchG §51 Rn. 4 u. 8. 
161 Stöckel/Müller-Walter in Erbs/Kohlhaas, Strafrechtliche Nebengesetze, 
BNatSchG §51 Rn. 9. 
162 Gläß in Giesberts/Reinhardt, BeckOK, BNatSchG §51a Rn. 9. 
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4.3.2 Maßnahmen der Zollbehörden 

§51a Abs. 2 BNatSchG regelt die Befugnisse der mitwirkenden Zoll-

behörden, wenn die Warenkategorien der amtlichen Kontrolle durch 

die Behörden der Länder unterliegen.163 Die Landesbehörden sind 

auf die Mitwirkung der Zollbehörden angewiesen, damit die Über-

wachung des Verbringens der IGA den Anforderungen des Art. 15 

IAS-VO entspricht.164 §51a Abs. 2 Sa. 2 BNatSchG bezieht sich 

speziell auf die Kontrolle der Verbringung der IGA.165 Nr. 1 legt zur 

Überwachung bei der Einfuhr das Anhalterecht für Sendungen ein-

schließlich der Beförderungsmittel, Behälter, Lade- und Verpa-

ckungsmittel fest. Liegt bei der Überprüfung der Verdacht eines Ver-

stoßes gegen Vorschriften der IAS-VO, des BNatSchG oder einer 

auf ihrer Grundlage erlassenen Rechtsvorschrift vor, können die 

Zollbehörden diesen, gem. Nr. 2, den zuständigen Behörden und 

dem BfN mitteilen. Zudem können die vorgelegten Dokumente und 

nach Nr. 3 auch die Sendung, auf Kosten und Gefahr des Verfü-

gungsberechtigten, an diese Stellen weitergeleitet werden. Damit 

eine effektive Überwachung erfolgen kann, schränkt §51a Abs. 2 

Sa. 3 BNatSchG das Brief- und Postgeheimnis des Art. 10 GG166 

ein. Dabei muss der Eingriff gerechtfertigt sein (hier erfolgt dieser 

zum Schutz der Biodiversität), insb. der Grundsatz der Verhältnis-

mäßigkeit ist hierbei zu beachten.167 

Unterliegen die Waren keinen amtlichen Kontrollen durch Landes-

behörden oder erfolgt eine Einfuhr aus der Schweiz oder Liechten-

stein, ergeben sich die Befugnisse der Zollverwaltung gem. §51a 

Abs. 2 letzter Satz BNatSchG, aus §51 BNatSchG. Sie erhalten 

dadurch selbst die Befugnisse zur Beschlagnahme und Einziehung, 

wenn sich bezüglich der Einfuhr von IGA Unstimmigkeiten ergeben. 

Die Zollbehörden beschlagnahmen gem. §51 Abs. 2 BNatSchG Wa-

ren, welche u.a. ohne eine Genehmigung aus Art. 8 IAS-VO (ggf. 

i.V.m. Art. 9 IAS-VO) eingeführt werden sollen. Da es sich um eine 

gebundene Entscheidung handelt und kein Verschulden vorausge-

setzt wird, sind die Behörden zur Beschlagnahme verpflichtet.168 

Die beschlagnahmten IGA können den Verfügungsberechtigten 

                                                

163 Gläß in Giesberts/Reinhardt, BeckOK, BNatSchG §51a Rn. 7. 
164 Gläß in Giesberts/Reinhardt, BeckOK, BNatSchG §51a Rn. 4. 
165 Gläß in Giesberts/Reinhardt, BeckOK, BNatSchG §51a Rn. 4. 
166 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2478) ge-
ändert worden ist. 
167 Gläß in Giesberts/Reinhardt, BeckOK, BNatSchG §51a Rn. 6. 
168 Gläß in Giesberts/Reinhardt, BeckOK, BNatSchG § 51 Rn. 9; OVG Bautzen, 
Beschluss vom 17. 12. 2009 Az.: 1 B 535/09. 
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gem. §51 Abs. 2 Sa. 2 BNatSchG auch unter Auferlegung eines 

Verfügungsverbots überlassen werden. Verfügungsberechtigte Per-

son im Sinne des §51 BNatSchG sind neben dem Eigentümer auch 

alle von diesem bevollmächtigte Personen, die zu rechtsgeschäftli-

chen Verfügungen berechtigt sind.169 

4.4 Befugnisse der zuständigen Behörden 

Um die Maßnahmen auch effektiv durchsetzen zu können, regelt 

das BNatSchG verschiedene Befugnisse der zuständigen Behör-

den und Mitwirkungspflichten der Betroffenen. 

Die wichtigste Norm für Eingriffsbefugnisse zur Eindämmung inva-

siver Arten ist §40a BNatSchG.170 Sie gilt für alle invasiven Arten 

i.S.v. §7 Abs. 2 Nr. 9 BNatSchG.171 Ausgenommen sind invasive 

Arten auf Seeschiffen, für diese gelten die besonderen Regelungen 

für die Seeschifffahrt gem. Abs. 6. §40a Abs. 5 verpflichtet den 

Staat, Beseitigungs- und Managementmaßnahmen der IAS-VO ge-

gen invasive Arten auf eigenen Grundstücken, ohne eine behördli-

che Verfügung vorzunehmen.172 Für Maßnahmen, die darüber hin-

ausgehen, besteht lediglich eine Duldungspflicht wie in §40a Abs. 3 

Sa. 2 BNatSchG.173 Die Absätze 3 und 4 ermöglichen den zustän-

digen Behörden den Erlass einer Beseitigungsanordnung gegen-

über dem Verursacher der Ausbringung, Ausbreitung oder des Ent-

kommens.174 Abs. 2 schafft Regelungen für den Sonderfall, dass 

Anhaltspunkte für das Vorhandensein einer IGA vorliegen: Zum 

Zwecke der Feststellung erhalten die entsprechenden Behörden 

Betretungs- und Untersuchungsrechte.175 Eigentümer und Inhaber 

der tatsächlichen Verfügungsgewalt haben eine Duldungspflicht.176 

Dieser Absatz ist muss von dem Betretungsrecht aus §52 Abs. 4 

BNatSchG, zur Durchführung der Normen zur Abwehr invasiver 

                                                

169 Fellenberg in Lütkes/Ewer, BNatschG §51 Rn. 4. zitiert nach Gläß in Gies-
berts/Reinhardt, BeckOK, BNatSchG §51a Rn. 5. 
170 Stefan/Wolff, NuR (2018), S. 533. 
171 Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 
über die Prävention und das Management der Einbringung und Ausbreitung inva-
siver gebietsfremder Arten, Deutscher Bundestag, BT-Drs. 18/11942 S. 24; Ste-
fan/Wolff, NuR (2018), S. 533. 
172 Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 
1143/2014, Deutscher Bundestag, BT-Drs. 18/11942 S. 26; Stefan/Wolff, NuR 
(2018), S. 533. 
173 Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 
1143/2014, Deutscher Bundestag, BT-Drs. 18/11942 S. 26. 
174 Stefan/Wolff, NuR (2018), S. 533f. 
175 Stefan/Wolff, NuR (2018), S. 533. 
176 Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 
1143/2014, Deutscher Bundestag, BT-Drs. 18/11942 S. 25; Stefan/Wolff, NuR 
(2018), S. 533. 
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Arten abgegrenzt werden.177 Diese Norm erfasst den Vollzug und 

regelt das Zutrittsrecht, um invasive Arten zu beobachten oder Ge-

genmaßnahmen durchzuführen.178 Diese Rechte erstrecken sich 

auch auf privat genutzte Grundstücke.179 Da eine solche Grund-

rechtseinschränkung des Art. 13 GG verhältnismäßig sein muss, er-

streckt sie sich nicht auf privat genutzte Gebäude und Räume, um 

den Schutz der Privatsphäre zu wahren.180 

Eine Einziehung gem. §72 BNatSchG kann erfolgen, wenn eine 

Ordnungswidrigkeit nach §69 Abs. 1-6 oder eine Straftat nach §71 

oder §71a begangen wurde. Sie erfolgt mit Sachentscheidung der 

Behörde, die den Bußgeldbescheid ausgestellt hat oder des Ge-

richts.181 

5 Allgemeine Maßnahmen 

Sowohl die IAS-VO als auch das BNatSchG enthalten weitere Re-

gelungen zum Umgang mit invasiven Arten. Der Aufbau der IAS-VO 

folgt dem dreistufigen Ansatz der CBD.182 Dieser besagt, dass Prä-

vention (Verhinderung der Einfuhr) Vorrang hat, da es sich dabei 

um die kostengünstigste und ökologisch sinnvollste Variante han-

delt.183 In der frühen Phase der Invasion sind Früherkennung und 

schnelles Handeln entscheidend, um die Ansiedlung zu verhindern, 

dabei sollte die Ausrottung der Spezies bevorzugt werden.184 Sollte 

diese nicht mehr möglich sein oder Ressourcen zur Ausrottung feh-

len, kommt es zur Eindämmung und dem Einsatz langfristiger Kon-

trollmaßnahmen.185 Damit ergibt sich der Ansatz Prävention – Be-

kämpfung – Eindämmung (und Kontrolle).186 

5.1 Prävention 

Die Regelungen der Art. 7 – 13 IAS-VO sollen, dem Präventionsan-

satz folgend, die Einbringung von IGA in das Gebiet der Union ver-

hindern. Sie regeln Verbote bzgl. der Verbringung, Haltung, Zucht, 

                                                

177 Stefan/Wolff, NuR (2018), S. 533. 
178 Stefan/Wolff, NuR (2018), S. 533. 
179 Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 
1143/2014, Deutscher Bundestag, BT-Drs. 18/11942 S. 33. 
180 Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 
1143/2014, Deutscher Bundestag, BT-Drs. 18/11942 S. 33. 
181 Schrader in Giesberts/Reinhardt, BeckOK, BNatSchG §72 Rn. 5. 
182 Köck, NuR (2015), S. 79. 
183 Anhang A, Leitprinzip 2, Nr. 1 COP 6 Beschluss VI/23. 
184 Anhang A, Leitprinzip 2, Nr. 2 COP 6 Beschluss VI/23. 
185 Anhang A, Leitprinzip 2, Nr. 1 COP 6 Beschluss VI/23. 
186 Anhang A, Leitprinzip 2, Nr. 1 COP 6 Beschluss VI/23. 
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Beförderung und dem Verkauf, Genehmigungen und Zulassungen 

für Ausnahmefälle, Dringlichkeitsmaßnahmen sowie die Erstellung 

regionaler oder nationaler Listen und von Aktionsplänen (zu nähe-

ren Ausführungen siehe vorherige Kapitel). 

5.2 Bekämpfung 

Die verschiedenen Managementstrategien für invasive Arten der 

Unionsliste richten sich jeweils nach dem Stadium der Verbrei-

tung.187 Befindet sich die invasive Art in einer frühen Phase der In-

vasion, sind die Regelungen der Art. 14 – 18 IAS-VO für eine Be-

seitigung ausschlaggebend. Sie umfassen die Erstellung eines 

Überwachungssystems, die Durchführung amtlicher Kontrollen, die 

Notifizierung von Früherkennungen sowie die Verpflichtung zur so-

fortigen Beseitigung und diesbezügliche Ausnahmen.  

Art. 14 IAS-VO fordert ein Überwachungssystem, für die Arten der 

Unionsliste, welches die Anforderungen des Art. 14 Abs. 2 erfüllen 

muss. Diese umfassen den räumlichen Wirkungsbereich (lit. a), eine 

hinreichende Dynamik (lit. b), ein Monitoringsystem (lit. c) sowie die 

Berücksichtigung von grenzüberschreitenden Auswirkungen (lit. d). 

Es dient der Früherkennung aus Art. 16, der Überwachung der Be-

seitigung aus Art. 17 und der Erfolgskontrolle aus Art. 19 IAS-VO.188 

In Deutschland setzt die in §6 Abs. 3 Nr. 4 BNatSchG normierte 

Beobachtungspflicht die Vorgaben des Überwachungssystems um.  

Art. 15 IAS-VO normiert zudem eine Kontrollpflicht, diese dient 

ebenfalls der Prävention, da amtliche Kontrollen die unrechtmäßige 

Einfuhr invasiver Arten verhindern sollen (Ausführungen s. Kap. 

4.2). Die Informationen, die aus den Kontrollen und dem Überwa-

chungssystem gewonnen werden, dienen gem. Art. 16 Abs. 1 IAS-

VO der Bestätigung von Früherkennungen.  

Die frühzeitige Erkennung ist die Voraussetzung, dass eine Etablie-

rung der Art verhindert werden kann, indem somit rechtzeitig Ge-

genmaßnahmen ergriffen werden können.189 Tritt eine invasive Art 

der Unionsliste zum ersten Mal oder erneut nach erfolgreicher Be-

seitigung in einem Mitgliedsstaat auf, ist die Früherkennung durch 

den Mitgliedsstaat der Kommission gem. Art. 16 Abs. 2 IAS-VO zu 

notifizieren. Damit können die anderen Mitgliedsstaaten über die 

                                                

187 Nehring/Skowronek. IGA der Unionsliste (2022), S. 27. 
188 Nehring/Skowronek. IGA der Unionsliste (2022), S. 14. 
189 BfN, Art. 16: Früherkennung, <https://neobiota.bfn.de/unionsliste/art-16-frueh-
erkennung.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.23). 



27 

 

neue Entdeckung informiert werden.190 Anschließend müssen gem. 

Art. 17 IAS-VO innerhalb von drei Monaten Maßnahmen durchge-

führt werden, die die dauerhafte und vollständige Beseitigung der 

invasiven Art gewährleisten. Dabei dürfen laut Art. 17 Abs. 2 Tiere 

keine vermeidbaren Schmerzen oder Qualen erleiden und Faktoren 

wie die menschliche Gesundheit, die Umwelt und die Beeinflussung 

von Nichtziel-Arten sind zu berücksichtigen. Die Sofortmaßnahmen 

können tödliche oder nicht tödliche Mittel zur Beseitigung enthalten 

und sind der Kommission zu notifizieren.191 Nach der erfolgten Be-

seitigung erfolgt die dritte Notifizierung bezüglich der Wirksamkeit 

der durchgeführten Maßnahmen (Art. 17 Abs. 4 IAS-VO). Ist eine 

Beseitigung aus Sicht des Mitgliedsstaates nicht möglich, ist diese 

Entscheidung inklusive Begründung gem. Art. 18 Abs. 1 IAS-VO in-

nerhalb von zwei Monaten zu notifizieren. Daraufhin kann die Kom-

mission die Entscheidung billigen (Abs. 6) oder ablehnen (Abs. 5). 

Erteilt sie eine Ablehnung, hat der Mitgliedsstaat sofort Beseiti-

gungsmaßnahmen anzuwenden. Wird der Entschluss gebilligt, sind 

für die Früherkennung Managementmaßnahmen des Art. 19 IAS-

VO festzulegen.192 

5.3 Eindämmung 

Sind die IGA bereits über die Etablierungsphase hinausgegangen, 

gelten sie als weit verbreitet.193 Für deren Eindämmung und Kon-

trolle sehen Art. 19 und 20 IAS-VO Management- und Wiederher-

stellungsmaßnahmen vor.  

Art. 19 Abs. 1 IAS-VO verpflichtet Mitgliedsstaaten, in denen diese 

IGA vorkommen, innerhalb von 18 Monaten nach Aufnahme in die 

Unionsliste, wirksame Maßnahmen für deren Management zu ent-

wickeln. Damit sollen laut Abs. 1 die negativen Auswirkungen der 

IGA minimiert werden. Die Ausgestaltung dieser Maßnahmen bleibt 

dem jeweiligen Mitgliedsstaat überlassen, um deren Effektivität zu 

erhöhen, sollten sie möglichst bundesweit gelten.194 In Deutschland 

wurden die einzelnen Maßnahmenblätter unter Berücksichtigung 

der Empfehlungen der Europäischen Kommission und in enger 

                                                

190 BfN, Art. 16: Früherkennung, <https://neobiota.bfn.de/unionsliste/art-16-frueh-
erkennung.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.23). 
191 BfN, Art. 16: Früherkennung, <https://neobiota.bfn.de/unionsliste/art-16-frueh-
erkennung.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.23). 
192 BfN, Art. 16: Früherkennung, <https://neobiota.bfn.de/unionsliste/art-16-frueh-
erkennung.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.23). 
193 Nehring/Skowronek, IGA der Unionsliste (2022), S. 14. 
194 LANa, Vorblatt zu den Managementmaßnahmenblättern, 
<https://www.nlwkn.niedersachsen.de/download/130945> (zuletzt abgerufen am 
02.08.23). 



28 

 

Abstimmung mit den zuständigen Behörden der Bundesländer, dem 

BMU und dem BfN entwickelt.195 Als Maßnahmen sind darin u.a. 

eine verstärkte Öffentlichkeitsarbeit, das Ausreißen oder Beschat-

ten von Pflanzen, die Entnahme von Tieren zur Bestandsreduzie-

rung oder die Errichtung von Ausbreitungsbarrieren vorgesehen. 

Sie dienen der Beseitigung, Populationskontrolle oder der Eindäm-

mung einer Population (Art. 19 Abs. 2 IAS-VO). Ihre Priorisierung 

erfolgt auf Grundlage der Ergebnisse der Risikobewertung und Kos-

tenwirksamkeit und sie schließen, wenn möglich, die Wiederherstel-

lungsmaßnahmen des Art. 20 IAS-VO ein (Art. 19 Abs. 1 1. UAbs. 

IAS-VO). Um der unionsrechtlichen Verpflichtung nachzukommen, 

wurde §40e mit ergänzenden Regelungen in das BNatSchG aufge-

nommen.196 Abs. 1 normiert die Festlegung und Abstimmung der 

Managementmaßnahmen und Abs. 2 regelt die Besonderheiten bei 

der Durchführung von Maßnahmen, wenn Arten dem Jagd- oder Fi-

schereirecht unterliegen.197  

Art. 20 IAS-VO regelt, dass geschädigte Ökosysteme im Rahmen 

einer Kosten-Nutzen-Abwägung mittels geeigneter Maßnahmen 

wiederherzustellen sind und deren Regeneration nach einer Besei-

tigungskampagne unterstützt und gefördert werden soll. 

6 Kritik am aktuellen Umgang mit IGA 

Obwohl IGA nachweislich negative Auswirkungen haben, gibt es 

auch kritische Stimmen zum derzeitigen Umgang mit diesen Arten. 

So wird u.a. betont, dass invasive Arten nicht die größte Bedrohung 

für die Biodiversität sind, sondern Hauptfaktoren der starke Eingriff 

in die Natur durch die Landwirtschaft, die Zerstörung bestehender 

Biotope und die Störung von Restbiotopen sind.198 Das Vorkommen 

der schädlichen Arten ist daher eher als Symptom dieser Probleme 

zu betrachten, da deren Verbreitung durch die tieferliegenden Prob-

leme gefördert wird.199 Auch wenn die Bekämpfung invasiver Arten 

in einigen Fällen sinnvoll ist, sollte der Fokus im Sinne des 

                                                

195 LANa, Vorblatt zu den Managementmaßnahmenblättern, 
<https://www.nlwkn.niedersachsen.de/download/130945> (zuletzt abgerufen am 
02.08.23). 
196 Gläß in Giesberts/Reinhardt, BeckOK, BNatSchG §40e Rn. 1-3. 
197 Gläß in Giesberts/Reinhardt, BeckOK, BNatSchG §40e Rn. 1-3. 
198 Klöser/Wessel, Stellungnahme BUND, <https://www.bund.net/fileadmin/u-
ser_upload_bund/publikationen/naturschutz/naturschutz_invasive_arten_stellung-
nahme.pdf> (zuletzt abgerufen am 01.08.2023). 
199 Klöser/Wessel, Stellungnahme BUND, <https://www.bund.net/fileadmin/u-
ser_upload_bund/publikationen/naturschutz/naturschutz_invasive_arten_stellung-
nahme.pdf> (zuletzt abgerufen am 01.08.2023). 
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Naturschutzes stärker auf der Beseitigung der Ursachen liegen.200 

Zudem gibt der BUND zu bedenken, dass Bekämpfungsmaßnah-

men gegen Neobiota auch zu Kollateralschäden in den Ökosyste-

men führen, wodurch neue Einfallspforten für IGA entstehen kön-

nen.201 Sie warnen vor Aktionen von uninformierten Einzelperso-

nen, da diese zum Teil auch schützenswerte einheimische Arten, 

z.B. durch Verwechslung oder Zerstörung von neuen Brutplätzen, 

gefährden.202 Im Umgang mit invasiven Tieren fordern Tierschützer 

ein Umdenken, da hauptsächlich tödliche Beseitigungsmaßnahmen 

angewendet werden.203 Gleichzeitig weisen sie aber auch auf das 

Problem in Tierheimen hin, die eine höhere finanzielle Unterstüt-

zung benötigen, da sie bereits jetzt durch die Aufnahme invasiver 

Arten wie der Buchstaben-Schmuckschildkröte stark belastet wer-

den.204 

Im Hinblick auf die derzeitige Rechtslage wird eine fehlende Trans-

parenz bei der Erstellung der Unionsliste in Bezug auf die zugrunde 

gelegten wissenschaftlichen Erkenntnisse kritisiert.205 Weiterhin 

wird bemängelt, dass sich die Invasivitätsbewertung zum Teil auf 

lückenhafte Datenlagen stützt.206 

7 Fazit 

Abschließend lässt sich feststellen, dass im Hinblick auf dem Um-

gang mit IGA unterschiedliche Sichtweisen existieren. Grundsätz-

lich wird aber die Problematik der invasiven Arten anerkannt, so-

dass eine unionsweite einheitliche Regelung einen allgemeinen 

Konsens findet. Im Vergleich zum vorherigen lückenhaften Rechts-

stand stellt die IAS-VO im Zusammenspiel mit dem BNatSchG ei-

nen deutlich erkennbaren Fortschritt dar. Die darin geregelten Ver-

bote und Bekämpfungsmaßnahmen geben den Ländern die 

                                                

200 Klöser/Wessel, Stellungnahme BUND, <https://www.bund.net/fileadmin/u-
ser_upload_bund/publikationen/naturschutz/naturschutz_invasive_arten_stellung-
nahme.pdf> (zuletzt abgerufen am 01.08.2023). 
201 BAK Naturschutz/Klöser, Standpunkt Neobiota (2015), S. 23. 
202 BAK Naturschutz/Klöser, Standpunkt Neobiota (2015), S. 23. 
203 Tierschutzbund. Stellungnahme, <https://www.bmuv.de/fileadmin/Da-
ten_BMU/Download_PDF/Glaeserne_Gesetze/18._Lp/ias_durchfuehrungsg/stel-
lungnahmen/ias_durchfuehrungsg_170118_stn_deutscher_tierschutzbund.pdf> 
(zuletzt abgerufen am 01.08.2023). 
204 Tierschutzbund. Stellungnahme, <https://www.bmuv.de/fileadmin/Da-
ten_BMU/Download_PDF/Glaeserne_Gesetze/18._Lp/ias_durchfuehrungsg/stel-
lungnahmen/ias_durchfuehrungsg_170118_stn_deutscher_tierschutzbund.pdf> 
(zuletzt abgerufen am 01.08.2023). 
205 Klöser/Wessel, Stellungnahme BUND, <https://www.bund.net/fileadmin/u-
ser_upload_bund/publikationen/naturschutz/naturschutz_invasive_arten_stellung-
nahme.pdf> (zuletzt abgerufen am 01.08.2023). 
206 BAK Naturschutz/Klöser, Standpunkt Neobiota (2015), S. 23. 
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Möglichkeit strikt gegen Arten vorzugehen, sobald diese gelistet 

wurden. Dazu geben die Regelungen den zuständigen Behörden 

Befugnisse an die Hand, um eine effektive Durchsetzung zu ge-

währleisten. 

Offensichtlich lässt sich, mit Blick auf die Globalisierung, die Ein-

bringung und Verbreitung der gebietsfremden Arten nicht vollstän-

dig verhindern. Daher ist ein langfristig ausgelegtes Maßnahmen-

management zur Erarbeitung, Überprüfung und Anpassung der be-

stehenden Regelungen unerlässlich. Der Fokus sollte sich weiterhin 

stark auf die Prävention richten. Hier kann breitere Forschung hel-

fen, die Gründe für die Invasivität der Arten zu ermitteln. So entste-

hen mehr Handlungsspielräume, um die eigentlichen Ursachen der 

Verbreitung zu bekämpfen.  

Um das Endziel: die Erhaltung der heimischen Biodiversität zu er-

reichen, wird es nicht ausreichen, sich nur auf die invasiven Arten 

zu konzentrieren. Entscheidend sind der Schutz und die Stärkung 

bestehender Biotope und eine sinnvoll geregelte Landwirtschaft im 

Sinne des Naturschutzes zur Stärkung der heimischen Populatio-

nen. Damit geht die eine vermehrte Widerstandsfähigkeit der heimi-

schen Flora und Fauna gegenüber invasiven gebietsfremden Arten 

einher.  



31 

 

Quellenverzeichnis 

Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union. 

Übereinkommen von Bern. Stand 15.05.2020.  

<https://eur-lex.europa.eu/DE/legal-content/summary/bern-

convention.html> (zuletzt abgerufen am 26.07.2023). 

—. Internationale Abkommen.  

<https://eur-lex.europa.eu/collection/eu-law/inter-

agree.html?locale=de> (zuletzt abgerufen am 07.08.2023). 

—. Schutz der biologischen Vielfalt gegeninvasive gebietsfremde 

Arten. Stand 03.08.2022. 

<https://eur-lex.europa.eu/DE/legal-

content/summary/protecting-biodiversity-from-invasive-

alien-species.html> (zuletzt abgerufen am 05.07.2023). 

BAK Naturschutz/ Klöser, Heinz. Standpunkt Neobiota - 

Anregungen für eine Neubewertung. Hrsg. BUND. Berlin, 

2015. 

<https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publika

tionen/bund/standpunkt/neobiota_standpunkt.pdf> (zuletzt 

abgerufen am 29.06.2023). 

BfN. Glossar. Neobiota.de. Redakt. Stefan Nehring. 

<https://neobiota.bfn.de/glossar.html> (zuletzt abgerufen 

am 29.06.2023). 

—. Was sind Neobiota? Was sind invasive Arten?. Neobiota.de. 

Redakt. Stefan Nehring. 

<https://neobiota.bfn.de/grundlagen/neobiota-und-invasive-

arten.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.2023). 

—. Klimwandel. Neobiota.de. Redakt. Stefan Nehring. 

<https://neobiota.bfn.de/grundlagen/klimawandel.html> 

(zuletzt abgerufen am 28.06.2023). 

—. Neobiota und Naturschutz. Neobiota.de. Redakt. Stefan 

Nehring. 

<https://neobiota.bfn.de/grundlagen/neobiota-und-

naturschutz.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.2023). 

—. Übereinkommen über die biologische Vielfalt (CBD). Stand 

2023. 

<https://www.bfn.de/abkommen-



32 

 

richtlinie/uebereinkommen-ueber-die-biologische-vielfalt-

cbd> (zuletzt abgerufen am 04.07.2023). 

—. Übereinkommen über die Erhaltung der europäischen 

wildlebenden Pflanzen und Tiere und ihrer natürlichen 

Lebensräume (Berner Konvention, 1979). 

<https://www.bfn.de/abkommen-

richtlinie/uebereinkommen-ueber-die-erhaltung-der-

europaeischen-wildlebenden-pflanzen-und> (zuletzt 

abgerufen am 26.07.2023). 

—. Art. 4: Die Unionsliste. Neobiota.de. Redakt. Stefan Nehring. 

<https://neobiota.bfn.de/unionsliste/art-4-die-

unionsliste.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.2023). 

—. Bundesrecht. Redakt. Nils Knippenberg und Stephanie Venus. 

Stand 2023. 

<https://www.bfn.de/bundesrecht> (zuletzt abgerufen am 

07.08.2023). 

—. Rechtliche Rahmenbedingungen. Neobiota.de. Redakt. Stefan 

Nehring. 

<https://neobiota.bfn.de/grundlagen/rechtlicher-

rahmen.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.2023). 

—. Art. 8: Genehmigungen. Neobiota.de. Redakt. Stefan Nehring. 

<https://neobiota.bfn.de/unionsliste/art-8-

genehmigungen.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.2023). 

—. Art. 16: Früherkennung. Neobiota.de. Redakt. Stefan Nehring. 

<https://neobiota.bfn.de/unionsliste/art-16-

frueherkennung.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.2023). 

—. Auswirkungen, Gefahren und Bedeutung. Neobiota.de. Redakt. 

Stefan Nehring. 

<https://neobiota.bfn.de/grundlagen/auswirkungen-

gefahren-und-bedeutung.html> (zuletzt abgerufen am 

28.06.2023). 

—. Gebietsfremde und invasive Arten. Redakt. Nils Knippenberg 

und Stephanie Venus. Stand 2023. 

<https://www.bfn.de/gebietsfremde-und-invasive-

arten#anchor-2750> (zuletzt abgerufen am 22.07.2023). 



33 

 

—. Ökologische Grundlagen. Neobiota.de. Redakt. Stefan 

Nehring. 

<https://neobiota.bfn.de/grundlagen/oekologische-

grundlagen.html> (zuletzt abgerufen am 28.06.2023). 

BMUV. Der Beschluss von Montreal zum Schutz der Natur. Stand 

20.12.2022. 

<https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_P

DF/Europa___International/montreal_ergebnisse_bf.pdf> 

(zuletzt abgerufen am 26.07.2023). 

—. Berner Konvention. Stand 02.03.2023. 

<https://www.bmuv.de/WS473> (zuletzt abgerufen am 

04.07.2023). 

—. Erster Aktionsplan zu invasiven Arten. Stand 09.08.2021. 

<https://www.bmuv.de/DL2752> (zuletzt abgerufen am 

29.06.2023). 

Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH). 

Übereinkommen und Umsetzung. 

<http://www.bsh.de/webcode/1925964> (zuletzt abgerufen 

am 29.06.2023). 

Cornelsen Verlag GmbH. DUDEN Wörterbuch - Art. Stand 2023. 

<https://www.duden.de/rechtschreibung/Art> (zuletzt 

abgerufen am 06.08.2023). 

Deutscher Tierschutzbund e.V. Stellungnahme zum Entwurf eines 

Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 

1143/2014. Stand 01.02.2017. 

<https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_P

DF/Glaeserne_Gesetze/18._Lp/ias_durchfuehrungsg/stellu

ngnahmen/ias_durchfuehrungsg_170118_stn_deutscher_ti

erschutzbund.pdf> (zuletzt abgerufen am 01.08.2023). 

Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten 

(EDA). Die Bilateralen Abkommen Schweiz - Europäische 

Union. Stand 01.02.2014. Bern, 2014. 

<https://www.files.ethz.ch/isn/186732/FS-

Bilaterale_de.pdf> (zuletzt abgerufen 01.08.2023). 

Erbs, Georg/ Kohlhaas, Max. Beck'sche Kurz-Kommentare. 

Strafrechtliche Nebengesetze. Bd. 17. einschl. 246. 

Ergänzungslieferung. Hrsg. Peter Häberle. München, 2023. 



34 

 

Europäische Kommission. Mitteilung der Kommission an den Rat, 

das europäische Parlament, den europäischen Wirtschafts- 

und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. 

Hin zu einer EU-Strategie für den Umgang mit invasiven 

Arten. KOM/2008/0789 endg. Brüssel, 2008. 

Feit, Ute/ Korn, Horst. Treffpunkt Biologische Vielfalt XIII. Aktuelle 

Forschung im Rahmen des Übereinkommens über die 

biologische Vielfalt vorgestellt auf einer wissenschaftlichen 

Expertentagung an der Internationalen 

Naturschutzakademie Insel Vilm vom 18. - 22. August 

2013. BfN-Skripten 370. Hrsg. BfN. Bonn, 2014. 

Giesberts, Ludger/ Reinhardt, Michael. BeckOK Umweltrecht. 67. 

Edition. Stand 01.07.2023. München, 2023. 

Guillot, Jaume Duch. Verlust der Biodiversität: Ursachen und 

folgenschwere Auswirkungen. Generaldirektion 

Kommunikation - Europäisches Parlament. Stand 

09.06.2021. 

<https://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/societ

y/20200109STO69929/verlust-der-biodiversitat-ursachen-

und-folgenschwere-auswirkungen?at_campaign=20234-

Green&at_medium=Google_Ads&at_platform=Search&at_

creation=DSA&at_goal=TR_G&at_audience=&at_topic=> 

(zuletzt abgerufen: 02.08.2023). 

IPBES-Sekreteriat. Das globale Assessment der biologischen 

Vielfalt und Ökosystemleistungen. Zusammenfassung für 

politische Entscheidungsträger. Bonn, 2019. 

Klöser, Heinz/ Wessel, Magnus. Stellungnahme BUND zum 

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der VO (EU) Nr. 

1143/2014. Hrsg. BUND. Stand 30.01.2017. 

<https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publika

tionen/naturschutz/naturschutz_invasive_arten_stellungnah

me.pdf> (zuletzt abgerufen am 01.08.2023). 

Kock, Kai-Uwe/ Stüwe, Richard. Öffentliches Recht und 

Europarecht. 8. Auflage. NWB Verlag GmbH & Co. KG, 

2020. 

Köck, Wolfgang. Die EU-Verordnung über invasive gebietsfremde 

Arten. NuR, 2015. S. 73-80. 



35 

 

LANa. Vorblatt zu den Managementmaßnahmenblättern für 

invasive gebietsfremde Arten von Unionsweiter Bedeutung 

gemäß Art. 19 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014. Stand 

01.06.2020. 

<https://www.nlwkn.niedersachsen.de/download/130945> 

(zuletzt abgerufen am 02.08.2023). 

Nehring, Stefan/ Skowronek, Sandra. Die invasiven 

gebietsfremden Arten der Unionsliste der Verordnung (EU) 

Nr. 1143/2014 – Dritte Fortschreibung 2022 –. BfN-

Schriften 654. Hrsg. BfN. Bonn, 2023. 

Nentwig, Wolfgang. Invasive Arten. 1. Auflage. Deutschland: 

Haupt Verlag, 2010. 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung. 

Weltnaturgipfel in Montreal. Verbindliche Ziele für den 

Naturschutz. Stand 06.12.2022. 

<https://www.bundesregierung.de/breg-

de/aktuelles/weltnaturkonferenz-2150144> (zuletzt 

abgerufen am 07.08.2023). 

Rabitsch, Wolfgang/ Heger, Tina/ Jeschke, Jonathan/ Saul Wolf-

Christian/ Nehring, Stefan. Analyse und Priorisierung der 

Pfade nicht vorsätzlicher Einbringung und Ausbreitung 

invasiver gebietsfremder Arten in Deutschland gemäß 

Verordnung (EU) Nr. 1143/2014. BfN-Skripten 490. Hrsg. 

BfN. Bonn, 2018. 

Regierungspräsidium Gießen. Krebspest - Tödliche Gefahr für 

heimische Krebse. Handels- und Besitzverbot nach EU-

Recht und präventive Maßnahmen. Stand 2018. Flyer. 

<https://natureg.hessen.de/resources/recherche/Schutzgeb

iete/GI/Sonstige/Flyer_Invasive_Krebse.pdf> (zuletzt 

abgerufen am 24.07.2023). 

Secretariat of the CBD. CBD News Special Edition. The 

Convention on Biological Diversity from Conception to 

Implementation. Quebec, 2004. 

—. List of Parties. 

<https://www.cbd.int/information/parties.shtml> (zuletzt 

abgerufen am 07.08.2023). 



36 

 

Stefan, Anna-Maria/ Wolff, Heinrich Amadeus. Die Änderung des 

Rechts zum Schutz vor invasiven gebietsfremden Arten im 

Bundesnaturschutzgesetz. NuR, 2018. S. 531-537. 

Umweltbundesamt. Ballastwasser-Übereinkommen: Keine Chance 

für blinde Passagiere. Stand 08.09.2017. 

<https://www.umweltbundesamt.de/themen/ballastwasser-

uebereinkommen-keine-chance-fuer> (zuletzt abgerufen 

am 29.06.2023). 

—. Marderhund. Stand 04.03.2019. 

<https://www.umweltbundesamt.de/marderhund?parent=70

712#alternative-bekampfungsmassnahmen> (zuletzt 

abgerufen am 22.07.2023). 

Umweltdachverband. Ökosystemleistungen - von der Natur 

kostenlos erbracht. 

<https://www.umweltdachverband.at/themen/naturschutz/bi

odiversitaet/oekosystemleistungen> (zuletzt abgerufen am 

06.08.2023). 

 

  


	Lesezeichenstruktur
	Document
	P
	Inhaltsverzeichnis 
	Abkürzungsverzeichnis 
	1 Einleitung 
	2 Hintergrund Artenschutz 
	3 Übersicht über die Rechtsgrundlagen 
	4 IGA (der Unionsliste) im Rahmen der Einfuhr 
	5 Allgemeine Maßnahmen 
	6 Kritik am aktuellen Umgang mit IGA 
	7 Fazit 
	Quellenverzeichnis 

	1 Einleitung ............................................................................... 1
	 Übereinkommen über die biologische (Convention on Biological Diversity). Vielfalt


